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REZENSION/726: Ullrich Mies (Hg.) - Der Tiefe Staat schlägt zu (SB)

Ullrich Mies (Hg.)



Der Tiefe Staat schlägt zu

Wie die westliche Welt Krisen erzeugt und Kriege vorbereitet



 
Das Konzept des "Tiefen Staates" konstruiert eine zweite und letztlich
maßgebliche Sphäre von Staatlichkeit hinter der "Fassadendemokratie",
so daß eine konsistente und umfassende Staatskritik zugunsten der
Dichotomie zweier unterschiedlich einzuschätzender Entitäten
aufgeweicht wird. Ohne den Staat und die in ihm entlang der Gewalt-
und Eigentumsfrage verkörperte Herrschaft als solche herauszuarbeiten
und zu kritisieren, richtet sich bei dieser Herangehensweise der Fokus
auf ein Konglomerat ebenso einflußreicher wie verwerflicher Kräfte,
das hintergründig die Fäden zieht und das Geschehen dominiert. Diese
Auffassung impliziert in der Konsequenz die Rechtfertigung und
Verteidigung der parlamentarischen Demokratie wie überhaupt
staatlicher Macht, wo man sie denn im dualen Schema moralischer
Zuweisung für gerechtfertigt hält und unhinterfragt voraussetzt.

Auf der Strecke bleibt eine hinreichende Analyse der Klassenkämpfe
dieser Epoche unter Bestimmung der Krisen und innovativen Strategien
der Inwertsetzung, welche in dieser Gemengelage die treibenden
Komplexe und Akteure identifiziert und zugleich der Komplexität der
herrschenden Verhältnisse Rechnung trägt, ohne auf ebenso verkürzte
wie konsensheischende Feindbilder auszuweichen. Insbesondere aber läßt
die vorliegende Darstellung eine Positionierung von unten vermissen,
da die Vertikale fundamentaler gesellschaftlicher Widerspruchslagen
zugunsten der Horizontalen geostrategischer Erwägungen in der
Staatenkonkurrenz preisgegeben wird. Dies mündet in einen
Herrschaftsdiskurs, als säße man mit Zbigniew Brzezinski am Tisch und
ergötze sich an dessen Schachbrettparabel.

Nun ließe sich natürlich einwenden, daß dieser Sammelband insbesondere
die aktuellen Kriege der westlichen Mächte thematisiert und nicht am
Anspruch gemessen werden kann, die gesellschaftlichen Entwicklungen in
toto abzubilden. Die Fokussierung auf das Konstrukt des Tiefen Staats
als vorgebliches Erklärungsmuster installiert jedoch eine Schräglage,
welche die Diskussion ins Fahrwasser eines nicht nur unergiebigen,
sondern zunehmend kontraproduktiven Kurses rutschen läßt. Wenn Rainer
Rupp in seinem Vorwort moniert, daß die Wirtschaft schon lange nicht
mehr für den Menschen da sei, da er zu ihrem Verfügungsfaktor geworden
sei, drängt sich die Frage auf, wann das je anders gewesen sein soll.
Formulierungen wie diese, die in dem Tiefen Staat eine Sonderheit
postulieren, denen demokratische Staatlichkeit implizit oder explizit
als Positivum gegenübergestellt wird, durchziehen den gesamten Band
und führen die Leserschaft letzten Endes durch die Hintertür in die
Akzeptanz gewissermaßen geordneter gesellschaftlicher
Verfügungsverhältnisse zurück.

Das ist auch deshalb der Fall, weil das auf diese Weise ins Visier
genommene Feindbild aller erdenklichen moralischen Verfehlungen
bezichtigt wird, als ließe sich mittels Tiraden gegen charakterliche
Schwächen die Motivlage und Handlungsweise solcher Akteure hinlänglich
erklären, die wahlweise als verkommen, verschlagen, verlogen und
wahnwitzig oder aber blindwütig, ignorant und in den Abgrund taumelnd
ausgewiesen werden. Das mag im Einzelfall zutreffen oder auch nicht,
liefert jedoch keine Handhabe für eine substantielle Analyse der
Interessen und Handlungsweisen, insbesondere nicht im Kontext
gesellschaftlicher Verhältnisse, die sich strukturell und ideologisch
verfestigen oder innovativ vorangetrieben werden.

Nicht überzeugen kann das Verfahren, in der Staatenkonkurrenz das
Schema von Gut und Böse lediglich umzudrehen und USA samt Konsorten
als die eigentlichen Schurkenstaaten und Terroristen zu bezeichnen.
Zweifellos trifft es zu, daß die westlichen Mächte Rußland und China
in die Enge treiben, um sich ihrer zu bemächtigen, wie das im
vorliegenden Band fundiert und ausgiebig in diversen Aspekten belegt
und erläutert wird. Insofern ist Parteinahme gegen die Aggressoren
geboten, doch sollte dabei nicht unter den Tisch fallen, daß es sich
insgesamt um ein Verhältnis kapitalistischer Staaten mit allerdings
unterschiedlich weit entwickelten imperialistischen Ambitionen und
deren Umsetzung handelt. So wenig man sich eine unipolare Welt unter
dem Diktat Washingtons wünschen mag, fällt doch die hier
stellvertretend wiedergegebene Anmerkung Rainer Rupps, unter Putin
fälle Moskau wieder souveräne Entscheidungen, die im Interesse des
Volkes seien, einseitig verkürzt aus. Kaum ein Wort zur Einschätzung
der Gesellschaften Rußlands und Chinas, deren inneren Widersprüchen
und repressiven Aspekten, was im Zuge solidarischer Kritik durchaus
differenziert und glaubwürdig möglich wäre.

Das grundsätzliche Manko des Ansatzes, westlicherseits angegriffene
Staatswesen uneingeschränkt zu verteidigen, führt in der Konsequenz
dazu, soziale Aufstände in solchen Ländern als durchweg fremdgesteuert
zu diskreditieren und damit als Potential gesellschaftlicher
Umwälzungen auszublenden, wenn nicht gar in Abrede zu stellen. Was mit
Blick auf die Staaten des Westens als Ausbeutung und Zurichtung
beschrieben wird, taucht im Kontext einer verkürzten
Imperialismusdebatte andernorts nicht mehr auf, als hätten die
Menschen in diesen Ländern ausschließlich die Wahl zwischen
Staatstreue und Farbenrevolution.

Wie wenig soziale Bewegungen gewürdigt werden und wie abgekoppelt von
höchst relevanten Fragen, die gegenwärtig insbesondere jüngere
Menschen beschäftigen, dieser Diskurs geführt wird, belegt ein
herablassender Halbsatz im Vorwort - einer der überaus spärlichen
Verweise auf die Klimakatastrophe im gesamten Band: Statt sich über
die globale Erwärmung zu ereifern, sollten sie sich besser Sorgen um
die aktuell weit größere Gefahr der "nuklearen Erwärmung" der Erde
machen. Hier muß man wohl von einem Armutszeugnis sprechen, das von
der Auffassung zeugen könnte, die ökologische Frage sei eine Erfindung
der Konterrevolution. So bricht der Ansatz des Buches,
Gegeninformationen bereitzustellen, vermutlich schon an der
Einkapselung im Kreise jener, welche die darin präsentierten
Überzeugungen ohnehin teilen.

Auf tönernen Füßen steht des weiteren die hier vertretene Fokussierung
auf die USA als Maß aller Dinge im imperialistischen Übergriff. So
wenig deren gewaltige Übermacht in Abrede zu stellen ist, ruft doch
die Einschätzung gravierende Zweifel auf den Plan, daß es sich bei den
NATO-Verbündeten um bloße Vasallen handle. Deutschland und andere
führenden Mächte der EU haben eine koloniale und imperialistische
Vergangenheit im Gepäck und schmieden eigenständige machtpolitische
Zukunftspläne, vorerst unter der Fuchtel Washingtons, doch potentiell
auch auf eigene Faust. Sie jagen, wie es an einer Stelle des Bandes
anschaulich heißt, im Rudel mit, um einen Brocken abzubekommen. Dem
wäre jedoch hinzuzufügen, daß sie unablässig danach streben, selber
als Leitwolf zu reüssieren. Hannes Hofbauer spricht das in seinem
Beitrag zur EU und der deutschen Rolle darin an, indem er deren
Kontinuität bei der Vorherrschaft im europäischen Raum thematisiert.

Davon abgesehen bekommt jedoch die Tendenz, die USA und deren Tiefen
Staat zum absoluten Feindbild zu überhöhen, insofern eine Schieflage,
als sie implizit einer plakativen Verengung und nationalistischen
Prägung der Kritik Vorschub leistet. Das bloße Gedankenspiel, was denn
gewonnen wäre, zögen die US-Truppen ab und nähmen die NATO gleich mit,
ohne daß sich die gesellschaftlichen Verhältnisse in Deutschland
grundsätzlich geändert hätten, bleibt schon deshalb auf der Strecke,
weil der Nachsatz das Abschiedsszenario ins Reich der Illusion
verbannt.

Wie ein kurzer Streifzug durch die Geschichte des Konzepts vom Tiefen
Staat zeigt, handelt es sich letztlich um ein diffuses Konstrukt, das
in unterschiedlichen Zusammenhängen recht verschieden Gestalt annahm
und insbesondere in jüngerer Zeit von rivalisierenden Fraktionen des
Staatsapparats zur wechselseitigen Bezichtigung verwendet wird. Von
einem Staat im Staate war insbesondere in der Türkei die Rede, wo der
Kemalismus einen starken Nationalismus und eine strikte Trennung von
Religion und Staat verankert hatte. Als Hüter dieses Modells sahen
sich vor allem das Militär und die Geheimdienste, die es mit großer
Härte bis hin zum Militärputsch 1971 und 1980 gegen alle davon
abweichenden Bestrebungen verteidigten. Eine konspirative Verflechtung
von Militär, Geheimdiensten, Politik, Justiz, Verwaltung,
Rechtsextremismus und organisiertem Verbrechen ging gegen Linke und
insbesondere die kurdische Befreiungsbewegung vor, die mit einem
sogenannten Schmutzigen Krieg überzogen wurde. Hinzu kamen in
zunehmendem Maße Machtkämpfe mit den erstarkenden islamistischen
Bestrebungen wie auch zwischen deren Fraktionen. Die Abfolge
tatsächlicher oder fiktiver Putschversuche und Unterwanderung mündete
schließlich in das Erdogan-Regime, das jegliche Opposition und
sämtliche Institutionen mit Wellen der Säuberung und Repression
überzieht. Der Aufstieg des despotischen Machthabers bis hin zum
Präsidialsystem dokumentiert die Windungen und Wendungen des
Kampfbegriffs "Tiefer Staat", der letzten Endes vom autokratischen
Staatsführer okkupiert wurde, um seine Gegner mit Unterdrückung
heimzusuchen, indem er sie wahlweise der Gülen-Bewegung oder der PKK
zuordnet.

In Deutschland wiederum bezog sich der Publizist Jürgen Roth mit
seinem 2016 erschienenen Buch "Der Tiefe Staat. Die Unterwanderung der
Demokratie durch Geheimdienste, politische Komplizen und den rechten
Mob" auf den Aufbau von Stay behind-Gruppen in den
Nachkriegsjahrzehnten der BRD, den Verbindungen des
Verfassungsschutzes zum rechtsextremen NSU sowie der Kampagne gegen
Flüchtlinge im Sommer und Herbst 2015. Jeweils spezifische
hintergründige Machtkomplexe werden auch für diverse weitere Staaten
wie etwa Italien, Spanien, Israel, Ägypten, Ukraine oder Kolumbien
konstatiert.

Auch in entsprechenden Debatten und Kontroversen in den USA zeichnet
sich ein Bedeutungswandel des Konzepts vom Tiefen Staat ab. Im Kontext
des "militärisch-industriellen Komplexes" war es mit linker oder
libertärer Kritik an reaktionären Machenschaften ohne jegliche
demokratische Kontrolle assoziiert. Unter dem Eindruck der
Enthüllungen Edward Snowdens sprach Mike Lofgren davon, daß sich an
der Verfassung und demokratisch gewählten Regierungen vorbei ein
machtvolles Interessenkonglomerat eigener Art etabliert habe, das aus
Lobbyisten, der Wall Street, Silicon Valley, den Geheimdiensten,
Teilen des Militärs, der Medien und der Justiz bestehe. Heute sind es
jedoch vorzugsweise Donald Trump, seine Anhängerschaft und die
reaktionäre Rechte, die das "Establishment", das "System" oder nahezu
synonym den "Tiefen Staat" als Gegner dieser Präsidentschaft und "des
amerikanischen Volkes" geißeln. Kritiker Trumps diskreditieren das als
"Verschwörungstheorie", die von den unablässigen Fehltritten der
Regierungsführung ablenken solle.

Das Konzept des Tiefen Staates hat also einen Bedeutungswandel bis hin
zur Okkupation durch die Rechte durchlaufen, was für sich genommen
schon die Frage aufwirft, ob es überhaupt noch trennscharf und
erkenntnisfördernd verwendet werden kann. Darüber hinaus stellt sich
grundsätzlich diffus dar, wer oder was den Tiefen Staat konstituiert,
der zum Teil für die Öffentlichkeit sichtbar sein, im wesentlichen
jedoch verborgen im Hintergrund den Lauf der Dinge maßgeblich
bestimmen soll. Die unsichtbare Fraktion setzt sich nach Ullrich Mies
aus dem Finanzkapital, Rüstungskonzern- und Lobbymacht, Teilen des
Außen-, Kriegs- und Finanzministeriums, Geheimdiensten,
neokonservativen Think Tanks, Stiftungen und NGOs, PR-Wirtschaft und
Mainstreammedien, gekauften Wissenschaftlern, NATO- und EU-Gremien
sowie der Sicherheits- und Überwachungsindustrie zusammen. Mithilfe
ihrer transatlantischen Netzwerke hätten die NeoCons ihre Statthalter
in Führungspositionen der NATO, der EU-Bürokratie, der europäischen
Staaten wie auch in Parlamenten und Medien plaziert.

In diesen großen Sack wandert alles und jedes, was repressiver
Staatlichkeit zugeordnet werden kann, so daß der Erklärungswert
dramatisch reduziert wird. Das ist bedauerlich, zumal der Sammelband
Beiträge vereint, die durchaus informativ und faktenreich verschiedene
Aspekte des Problemkomplexes beleuchten. Problematisch bleibt jedoch
die dabei allenthalben transportierte Vorstellung, hier werde die
ansonsten verheimlichte Wahrheit ans Licht gebracht, woraus eine
darüber aufgeklärte Leserschaft Konsequenzen ziehen könne. Dies
unterstellt eine weitreichende Unkenntnis der Propaganda im Kontext
geführter Kriege, obgleich diese heute auch von den Mainstreammedien
ungeniert, weil folgenlos breitgetreten wird, vom Internet ganz zu
schweigen. Wen interessiert ernsthaft, mit welchen Mitteln der hiesige
Lebensstandard sichergestellt wird? Wenngleich sich die
Kriegsbegeisterung in engen Grenzen hält, sind doch die meisten
überzeugt und dafür, daß zum vollen Teller eben auch eine Bundeswehr
gehört, die in aller Welt einen sicheren Nachschub gewährleistet und
die Freßfeinde auf Abstand hält.

Es geht nicht nur um wahnwitzige Neocons, brutale Kriegsfalken und
raffgierige Blindflieger, wie einem die Lektüre des Buches phasenweise
nahelegen mag. Es steht in einem viel tiefgreifenderen Sinn die
Machtfrage im Raum, wobei die Beteiligung der Menschen an
kapitalistischer und neokolonialer Herrschaft, an der Ausbeutung und
Ausplünderung von Mensch und Natur nicht ausgespart werden darf. In
dieser Zeit werden zahlreiche Kämpfe gegen die Klimakatastrophe, gegen
Patriarchat und Rassismus, für soziale Forderungen und manches mehr
geführt. Wer denn meint, er habe dazu etwas beizutragen, kann nicht
umhin, sich damit auseinanderzusetzen und sich dorthin zu begeben, wo
Kämpfe geführt werden und Entwicklungsschritte nicht auszuschließen
sind. Die Publikation zum Tiefen Staat bleibt zwangsläufig ein
Nischenprodukt, soweit sie den Anschluß an existierende Bewegungen von
unten und reale Kämpfe nicht einmal in Erwägung zieht.
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REZENSION/725: Detlef Hartmann - Krisen Kämpfe Kriege, Band 2 (SB)

Detlef Hartmann



Krisen - Kämpfe - Kriege

Band 2: Innovative Barbarei gegen soziale Revolution - Kapitalismus und Massengewalt im 20. Jahrhundert



 
Mit dem zweiten Band der als Trilogie angelegten Reihe "Krisen -
Kämpfe - Kriege" fügt der Kölner Autor und Aktivist Detlef Hartmann
den das Gesamtwerk tragenden Mittelstein in den freischwebenden Bogen
sozialrevolutionärer Her- und Hinkünfte ein. Auch wenn Band 3, in dem
es um Aufbrüche und Strategien widerständiger sozialer Bewegungen
gehen soll, noch nicht erschienen ist, geht sein Inhalt aus der in
Band 2 sichtbar gemachten Dynamik eliminatorischer Gewalt und
revolutionärer Gegenbewegung folgerichtig hervor. Die Antizipation
erforderlichen Widerstands ist der Aufarbeitung historischer Kämpfe
und Aufstände notwendigerweise immanent, sonst ließe sich die im
Kanon etablierter Historie weitgehend ungeschrieben gebliebene
Geschichte revolutionärer Subjektivität wohl kaum in Wort und Schrift
fassen.

Die zwanghafte Kausalität einer Geschichtswissenschaft, die die
herrschende Deutungsmacht strukturell verstetigt, neigt dazu, die
Funktionslogik der Staatsapparate und Kapitalfraktionen zum
allgemeinverbindlichen Deutungsmuster zu verabsolutieren. Um die
suggestiven Imperative dieser Herrschaftslogik zu unterbrechen, gilt 
sichtbar zu machen und in den Stand aktiver Gegenmacht zu versetzen,
was ansonsten nur als passive Manövriermasse sattsam bekannter
Bezichtigungskonstrukte und Wahrheitspostulate in Erscheinung tritt.
Mit dementsprechend gebotener Gründlichkeit führt Hartmann eine
Vielzahl historischer Arbeiten an, aus denen er nicht nur zitiert,
sondern deren jeweilige Relevanz er in einem umfassenden
Fußnotenapparat kommentiert und bewertet. Anstatt exemplarische
Einzelfälle zu verallgemeinern, geht der Autor den umgekehrten Weg
einer Untersuchung und Auswertung geschriebener Geschichte zum
Entwurf einer auf der Seite der Unterdrückten und Unterworfenen
positionierten Erzählung, die die Erkenntnisgrenzen aggressiver
Staatenkonkurrenz und doktrinärer Ideologieproduktion einebnet.

Stand in dem 2015 veröffentlichten Band 1 der Trilogie - "Alan
Greenspans endloser 'Tsunami' - Eine Angriffswelle zur Erneuerung
kapitalistischer Macht" [1] - die von der Federal Reserve Bank
orchestrierte Innovationsoffensive US-amerikanischer IT-Konzerne im
Mittelpunkt einer Analyse, in der der Stand kapitalistischer
Vergesellschaftung und Inwertsetzung im neuen Jahrhundert bestimmt
wurde, so widmet sich der vorliegende Band 2 den konstitutiven
Bedingungen des gegen autoritäre Staatlichkeit gerichteten
Widerstandes im 20. Jahrhundert. Wie sich im Prozeß sogenannter
Modernisierung, ihrer Eskalation in zwei epochalen Gewaltausbrüchen
und ihrer bis heute anhaltenden Durchsetzung in der Permanenz
kolonialistischer, rassistischer und sexistischer Angriffe auf
jegliche Form autonomen Eigensinns Herrschaft herausbildet,
durchsetzt und qualifiziert, erschließt sich darin, wodurch sie sich
in erster Linie in Frage gestellt sieht, auf besonders eindrückliche
Weise.

Wenn die Agenturen der kapitalistischen Moderne in ihren jeweiligen
Ausprägungen liberaler, realsozialistischer und
nationalsozialistischer Staatlichkeit im Vordergrund der Analyse
Hartmanns stehen, dann stets vor dem Hintergrund einer
Tiefendimension widerständiger Geschichte, die bis in die "moralische
Ökonomie" bäuerlicher Gemeinschaften, an deren systematischer
Zerschlagung sich frühe sozialrevolutionäre Kämpfe entzündeten,
hinein ausgeleuchtet werden.

In ihrem Kern standen: der Grundsatz der Versorgung aller, auch
 der arbeitsunfähigen Notleidenden; die autonome Selbstorganisation
 bei der Verteilung des Bodens und anderer Ressourcen nach dem
 jeweiligen Familienbedarf; die autonome Aufstellung der Regeln für
 das Zusammenleben; die Duldung von Einkommensunterschieden in nur
 geringem Maß, verbunden mit größeren Verpflichtungen der Stärkeren
 gegenüber den Schwächeren; die Herausbildung einer
 unterschiedlichen Moral nach innen und außen. Von besonderem
 Gewicht war die Rückbindung an die oft mythisch erinnerten
 urkommunistischen Verhältnisse in einer zurückliegenden Vorzeit.
 (S. 27) 


Diese von Hartmann am Beispiel der Unterwerfung russischer
Dorfgemeinschaften und BäuerInnen durch die bolschewistische
Modernisierungsoffensive geschilderte Form kollektiver
Selbstorganisation widersetzt sich kapitalistischer
Vergesellschaftung, wie es jede von ursprünglicher Akkumulation
betroffene Lebenswirklichkeit tut, die der Durchsetzung von
Lohnsklaverei und Staatenkriegen im Wege steht. Kämpfe gegen
Enteignung, Vertreibung, Unterwerfung und Ermordung sind keine
Erfindung der sogenannten Neuzeit, sondern prägen die Geschichte
menschlicher Entwicklung vermutlich seit Beginn zivilisatorischer
Aufbrüche, auf jeden Fall aber seit der Herausbildung hierarischer
patriarchaler Gesellschaftsordnungen. Die im Fortschrittsmythos der
Moderne suggerierte Rückständigkeit früherer Gesellschaften ist in
Anbetracht der massenmörderischen Grausamkeiten, die die Weltkriege
des 20. Jahrhunderts und die Geschichte des europäischen
Kolonialismus prägen, auch deshalb zu hinterfragen, weil die einander
verschärfenden Krisen der Gegenwart nationalistische und
chauvinistische Kräfte stärken, während die Stimme schwächerer und
verletzlicher Menschen zusehends unhörbar gemacht wird.

Wo sich "feindliche Brüder" (S. 15), so Hartmann zur
Tätergemeinschaft der großen staatlichen Akteure des 20. Jahrhunderts
in Anlehnung an eine von Marx geprägte Metapher, bis auf den letzten
Tropfen Blut bekriegen, weil sie einander die Früchte einer
Produktivkraftentwicklung neiden, der sie als SachwalterInnen des
Systems industrieller Massenproduktion und gesellschaftlichen
Massenkonsums verpflichtet sind, türmen sich Berge aus Asche zu einer
Höhe auf, die droht, einen neuerlichen Aufstieg des Phönix mit
finaler Konsequenz zu ersticken. Bei aller ideologischen
Gegensätzlichkeit waren sie sich in der Absicht einig zu verhindern,
daß BäuerInnen, ArbeiterInnen und MigrantInnen ihre Angelegenheiten
in die eigenen Hände nahmen. So diese sich dem Kommando in Staat,
Armee und Fabrik entzogen, trieben die "feindlichen Brüder" sie
unabhängig vom politischen Entwurf ihrer Gesellschaftsordnungen zur
Räson einer Vergesellschaftung, die als kapitalistisch auszuweisen
für die Sowjetunion kaum weniger gilt als für Deutschland unter
NS-Herrschaft.

Es waren ursprünglich die Sehnsucht nach Kommunismus, das
 Beharren auf dem Recht auf Existenz und eine gerechte Welt, in der
 alle ihr Auskommen haben würden und selbstbestimmt leben könnten,
 gegen die der Kapitalismus einen umfassenden Innovationsangriff
 und Krieg entfesselte. Umfassend, denn er zielte auf die
 Zerstörung der sozialen Verhältnisse, die diese Sehnsucht trugen.
 Er zielte auf die Vernichtung ihrer Arbeits- und Lebensformen und
 auf die Liquidierung der Mentalitäten, um sie für den Betrieb
 einer Gesellschaft der Massenproduktion und des Massenkonsums
 unter dem Kommando des Kapitals zu reorganisieren. Durch zwei
 große Krisen nach den Abstürzen jeweils blasengestützter
 Innovationsoffensiven wurde mit diesem Ziel der Weg in zwei
 Weltkriege geöffnet. Über deren Gewalt hinaus war das mörderische
 "Wüten im Fortschritt" durch Dehumanisierung, Massaker ,
 Massenmord, Völkermord das Mittel dieses Innovationsangriffes.
 Ihre Avantgarden, die ihn betrieben und sich erst in ihm als
 Herren ihrer Gesellschaften etablierten, nannten das
 "Modernisierung". Ihr Antrieb waren vorwiegend männliche Energien.
 Das reiht sie ein in die Jahrtausende alte Kette der
 Innovationsoffensiven zur Reproduktion männlicher Herrschaft.
 (S. 643) 


Außerstande, die Geschichte sozialrevolutionären Aufbegehrens auf die
Höhe eines wesentlichens Faktors des historischen Prozesses zu heben,
weil die Anerkennung ihrer Relevanz die gesellschaftliche
Teilhaberschaft der ExpertInnen in Frage stellte, statt dessen mit
aller Vehemenz darum bemüht, die Funken sozialen Widerstandes
auszutreten, bevor sie zum Flächenbrand entufern und Deutungsmacht
erlangen, schmort die Chronik kapitalistischer Vergesellschaftung in
den Archiven und Instituten herrschender Geschichtsschreibung im Saft
eines Bratens, dessen Nährwert darin besteht, ihn anderen
vorzuenthalten, um an der Überlegenheit der eigenen Existenz nicht
zweifeln zu müssen. Um so wichtiger, daß sich die Kritik
zerstörerischer Modernisierungsprozesse wie ein roter Faden durch
Hartmanns Rekurs auf die Geschichte des 20. Jahrhunderts zieht.

So entwickelt der Autor anhand der wissenschaftlichen Betriebsführung
und anderer Formen des Human Engineering und Scientific Managements
unter anderem am Beispiel des Arbeitswissenschaftlers Frederick
Taylor und des Unternehmers Henry Ford eine Kritik des
technologischen Angriffes, die sich wie in roter Faden durch seine
Publikationen seit Beginn der 1980er Jahre zieht und die in der sich
stetig verschärfenden Widerspruchsentfaltung zwischen
kapitalistischer Produktivkraftentwicklung und sozialökologischer
Destruktion niemals relevanter war als heute und morgen.

Zertrümmerung und Neuzusammensetzung von Verhalten, Zerstörung
 und Neuschöpfung - "creative destruction" also - machten den
 strategischen Kern der wissenschaftlichen Betriebsführung zum
 Paradigma, zur narrativen "Sinnformel", zur Leitvorstellung der
 Transformation des Klassenkriegs in eine neue Ära. (S. 73) 


Dieser Klassenkrieg nimmt im Zusammenwirken von technologischer
Innovation und massenmörderischen Exzessen autoritärer und
faschistischer Staatlichkeit jene monströse Gestalt an, die Menschen
bis heute fassungslos macht, weil sie sich nicht erklären können, wie
sich honorige BürgerInnen in blutrünstige Ungeheuer verwandeln
können, um an anderer Stelle wieder ganz normal zu wirken. Die innere
Entwicklungslogik genozidaler Gewalt, die Hartmann plausibel macht,
entzieht sich denn auch monokausalen Deutungen etwa nach Art einer
vulgärmaterialistischen Kapitalismuskritik, die das Raubverhalten des
zur Herrschaft über die Natur und alle anderen Tiere berufenen
Menschen auf einen atavistischen Bruch des Anspruches auf
humanistische Aufklärung und zivilisatorische Anthropozentrik
verkürzt.

Unter Bezugnahme auf den Historiker Mark Levene und den Soziologen
Zygmunt Baumann macht Hartmann die Produktion genozidaler Gewalt im
Rahmen von Modernisierungskonkurrenzen plausibel und enthebt sie
damit einer ideologisch motivierten Verortung, ohne den in der
Grausamkeit seiner gewalttätigen Durchsetzung herausragenden
Charakter der NS-Vernichtungspolitik zu relativieren. Um dem
Verhältnis von kapitalistischer Verwertung und kriegerischer
Massengewalt, das für das Buch zentral ist, auf den Grund zu gehen,
sind die Gewalttaten der sowjetischen Modernisierungspolitik oder
US-amerikanischen Hegemonialstrebens nicht weniger bedeutsam als die
vernichtenden Weltmachtambitionen des NS-Faschismus. Die ideologische
Sprengkraft der Vergleichbarkeit respektive Singularität genozidaler
Exzesse bleibt davon insofern unberührt, als es Hartmann nicht um die
Erwirtschaftung partikulärer Legitimation geht, sondern darum, die
elementare Vernichtungsgewalt kapitalistischer Vergesellschaftung und
nationalchauvinistischer Staatlichkeit als zentralen Antagonismus
emanzipatorischer und sozialrevolutionärer Befreiung
herauszuarbeiten.

Dementsprechend umfassend gerät die Schilderung genozidaler
Grausamkeiten insbesondere im Rahmen des Zweiten Weltkrieges.
Stalinistische "Säuberungen", die Vernichtung der europäischen
JüdInnen oder den im Abwurf zweier Atombomben kulminierenden
Bombenkrieg gegen Japan in ihren jeweiligen Eigenarten in den Kontext
gesellschaftlicher Modernisierung zu stellen heißt nicht, ihre
Monstrosität zu relativieren. Dieser Verdacht mag in Zeiten wieder
erstarkender völkischer Gesinnung und angesichts der Konstanten des
niemals nicht salonfähig gewesenen deutschen Imperialismus
naheliegen, sollte aber die Freiheit linker Diskurse nicht durch
Gesinnungsdiktate einschränken, mit denen inzwischen wichtige
Teile linksradikaler Geschichte militanter Art final versiegelt und
dem Vergessen doktrinärer Sprachlosigkeit überantwortet werden.

Einmal abgesehen davon, daß die subjektive Katastrophe erlittener
Gewalt kein verallgemeinerbares Faktum darstellt und der Schmerz
finaler Ohnmacht sich jeder Instrumentalisierung entzieht, hat
Hartmann nicht das Problem, sich irgendwelcher ideologischen
Vorlieben gegenüber rechenschaftspflichtig zu zeigen. Um
Spekulationen keinen Raum zu geben, greift er möglichen Einwänden
dennoch zuvor.

Wenn im folgenden Überblick seine abstoßenden Facetten (der
 gegen JapanerInnen gerichtete Rassismus in den USA - A.d.R) als
 Ausdruck der Dehumanisierung ihres "Subjekts" bis in ihren
 exterminatorischen Gehalt dargestellt werden, dann bleibt auch
 hier dringend zu beachten: Versuche der Aufrechnung und des
 Vergleichs aus der Perspektive der jeweiligen Favoriten bzw. der
 eigenen Geschichte partizipieren letztlich an ihren bösen
 Energien. Der kapitalismuskritische Ansatz dieses Buches hat mit
 ihnen nichts zu tun. Dieser Ansatz operiert auf einem anderen
 Niveau als dem der feindlichen Brüderschaft, dem letztlich auch
 das Gerangel über die gegenseitige Bewertung angehört. So richtig
 es bleibt, dass keiner der massenmörderischen Rassismen demjenigen
 der Deutschen gleichkommt, so sehr muss betont werden, dass sie
 alle demselben kriegerischen Zyklus angehören. In ihm steigert
 sich der Angriff der schöpferischen Zerstörung kapitalistischer
 Innovation zum Zyklus der schöpferischen Vernichtung im totalen
 Krieg. In diesem Zyklus war auch der US-amerikanische Rassismus
 gegenüber den Japaner*innen ein integraler Bestandteil und ein
 treibendes Moment. (S. 624 f.) 


Die Ergebnisse einer materialistischen Geschichtsforschung für
künftige Kämpfe fruchtbar zu machen kann nicht darauf beschränkt
bleiben, anhand der jeweils schlimmeren oder böseren Akteure
Fortschritte zu postulieren, die in einen weiteren Zyklus genozidaler
Gewalt münden könnten. Ohne die radikale Überwindung kapitalistischer
Verwertung, des Warencharakters der Arbeit und der Kommodifizierung
allen Lebens im Rahmen gesellschaftlicher Naturverhältnisse können
neokolonialistische und extraktivistische Strategien, die das Sterben
von Millionen Menschen vor allem im Globalen Süden billigend in Kauf
nehmen, offensichtlich nicht zum Abschluß gebracht werden.

Ausführlich geht Hartmann auf die besondere Rolle von JüdInnen für
die NS-Feindbildproduktion ein und führt dazu diverse Beispiele aus
sozial- und geschichtswissenschaftlichen Analysen an, die sich nicht
auf die Triebkraft eines Rassemythos oder völkisch-antisemitischer
Identitätsproduktion reduzieren lassen, um den genozidalen Angriff
des NS-Regimes auf jüdische Menschen zu verstehen. Wichtig erscheint
in diesem Zusammenhang, mit der Idee bloßer Rückständigkeit des NS,
seiner Verankerung in heidnisch-germanischen Mythen oder anderen
Formen vormoderner Selbstvergewisserung aufzuräumen. So gelangt
Hartmann unter Verweis auf Hannah Arendt und andere zu dem Ergebnis,
daß es sich bei der Produktion einer "arischen" "Rasse" nicht um das
Ergebnis einer "Ideologie" handelte, sondern es um "ein Projekt des
Social Engineering im Prozess der historischen Formation der
Gesellschaft von Massenproduktion und -konsum" ging. "Auch
eliminatorischer Antisemitismus wurde eingeübt als integraler Motor
der Herstellung eines 'Neuen Deutschland' und des 'Lebensraums'
Europa unter der Führung einer im Werden befindlichen 'arischen
Rasse'." (S. 506) Daß diese Vernichtungsdoktrin in imperialistischen
Kriegen und neokolonialer Ausbeutung, die millionenfachen Hungertod,
die systematische Zerstörung der Infrastruktur ganzer Staaten, eine
unter anderem durch Wirtschaftssanktionen bedingte soziale
Verelendung auf Massenbasis, die ökologische Verödung ganzer Regionen
und von Existenznot getriebene Fluchtbewegungen hervorbringen, ein
modernes Echo findet, dürfte schwer zu bestreiten sein.

Horkheimers berühmte Warnung, dass vom Nationalsozialismus
 schweigen solle, wer vom Kapitalismus nicht reden wolle, gilt nach
 wie vor, wenn man das Verständnis von Ökonomie auf das historische
 Niveau der Zeit bringt: Wer von der Gewalt der innovativen
 kapitalistischen Offensive nicht reden will, soll vom NS, einem
 Strang seiner Verwirklichung, schweigen. (S. 494) 


Besonders schwer zu verdauen für die große Gruppe sich "linksliberal"
gerierender MeinungsführerInnen, Funktionseliten und
Kulturschaffenden sind die von Hartmann aufgedeckten Widersprüche
zwischen Anspruch und Wirklichkeit, die die kriegsökonomische
Bewirtschaftung kapitalistisch hochentwickelter Staaten und der diese
befeuernden Finanz-, Währungs- und Handelspolitiken hervorbringen.
Die Modernisierung der sozialstrukturellen, wissenschaftlichen und
industriellen Grundlagen als freiheitlich-demokratisch ausgewiesener
Gesellschaften erweist sich in der Brutalität ihrer Durchsetzung
allzu häufig immun gegenüber ihren erklärten universalen Werten und
Idealen. Wenn Geländegewinne in der imperialistischen
Staatenkonkurrenz erzielt werden sollen, sind der inhaltlichen
Auslegbarkeit anerkannter Rechts- und Freiheitsideale bis zu ihrer
faktischen Widerlegung kaum Grenzen gesetzt.

Angesichts der von Hartmann attestierten Sonderstellung nazistischer
Vernichtungslogik schlägt sich die Erkenntnis um so unangenehmer
nieder, daß die im Geschäftsbetrieb nationaler Bestandssicherung,
schuldengetriebener Klassenherrschaft und währungspolitischen
Hegemonialstrebens zu entdeckenden, im vorliegenden Werk umfassend
recherchierten und belegten Techniken und Mittel administrativer
Verfügungsgewalt weit mehr Gemeinsamkeiten in der Umsetzung durch
miteinander verfeindete Staatsprojekte aufweisen, als die Narrative
historischer Zäsuren und antagonistischer Legitimationsproduktion
ahnen lassen.

Die systematische Ausblendung personeller und administrativer
Kontinuitäten insbesondere in der bis in die 70er Jahre hinein
nazistisch geprägten BRD und die imperalistische Kriegspolitik von
weißen Sklavenhaltern unter Ausschluß nichtweißer und nichtmännlicher
Menschen gegründeten, dennoch als "älteste Demokratie der Welt"
gefeierten USA durch die jeweils zuständigen Legitimationsapparate
und Regierungsbürokratien vernebeln bis heute die Sicht auf die
eigene Beteiligung am Bestand einer Welt, die die große Mehrheit der
Menschen zu einem Leben in sozialem Elend verurteilt und deren
ökologische Zerstörung Programm ist, weil Klassenprivilegien
produzierende Produktionsweisen und Eigentumsansprüche nicht
grundlegend in Frage gestellt werden sollen. Allein den Reichtum
einer kleinen Minderheit, dessen quantitative Dimension sich jeder
lebenspraktischen Vergleichbarkeit längst entzogen hat, anzuprangern
kann die revolutionäre Notwendigkeit, die im Untergang ganzer
Weltregionen resultierende Partizipation an nationalistischer,
rassistischer und patriarchaler Herrschaft herauszustellen und zu
überwinden, nicht ersetzen.

Zur propagandistischen Unterfütterung markt- und kapitalgenerierter
Freiheiten an die staatsautoritären Repressionspraktiken in der DDR
und die Grausamkeiten sowjetischer Herrschaftsicherung zu erinnern
macht die Sache nicht besser, sondern verwischt die strukturellen und
organisatorischen Gemeinsamkeiten der weltweit führenden
Modernisierungsregimes um ein weiteres. Gescheiterte revolutionäre
Aufbrüche enthalten wertvolle Lektionen für die Zukunft
widerständiger Bewegungen, die nicht nur die drohende Wiederholung
mehr als einmal gemachter Fehler betrifft. Der Instrumentalisierung
der Geschichte realsozialistischer Staaten als Popanz herrschender
Legitimationsproduktion entgegenzutreten gelingt mit größter Relevanz
für die Bewältigung anstehender Probleme dadurch, daß die
Gemeinsamkeiten der herrschaftsstrukturellen und technologischen
Innovationsimpulse analysiert und kritisiert werden.

So soll die sozialdarwinistische, gerade in Massengesellschaften zu
maximaler Vereinzelung tendierende Überlebenskonkurrenz, von Hobbes
bis Hayek zur DNA liberaler Gesellschaftsordnungen erhoben,
widerständigen sozialen Bewegungen die Luft zum Atmen nehmen. Dennoch
hat die unterstellte Auslöschung der Opposition gegen die Einspeisung
des Menschen in Fabrik und Krieg, gegen die Objektivierung und
Normierung der Vielfalt subjektiven Lebens, gegen die Zurichtung
atomisierter Individuen auf Markt und Arbeit nicht zu dem Ergebnis
geführt, daß die Ordnung des Teilens und Herrschens bis in die
letzten Winkel noch nicht eroberter Residuen unverfügbaren Lebens
vorangetrieben werden konnte.

Ganz im Gegenteil, gerade in den letzten Jahren regt sich weltweiter
Widerstand gegen die Imperative einer kapitalistischen Moderne, die,
von kalter Effizienzlogik, ehrgeizigen Leistungsparametern und
brutalem Innovationsdruck getrieben, in der Zurichtung des Menschen
auf maximale Verwertbarkeit ihre äußere Form wie ihren tiefsten Sinn
erhält. Die "progressistischen" Eliten, die der Autor auf den
Kommandohöhen administrativer Verfügungsgewalt und gesellschaftlicher
Modernisierung verortet, sind immer weniger in der Lage, glaubhaft zu
machen, daß die anwachsende Existenznot ein Kollateralschaden der von
ihnen propagierten kapitalistischen Vergesellschaftung sei.

Besonders aufschlußreich für die Untiefen und Abgründe propagierter
Innovationsoffensiven ist die den historisch-analytischen Teil des
Buches abschließende Untersuchung des Krisenmanagements der
US-Regierungen unter den Präsidenten Herbert Hoover und Franklin D.
Roosevelt, das im sozialreformerischen Projekt des New Deals mündete,
der bis heute Vorbildfunktion für die KritikerInnen neoliberaler
Marktwirtschaft besitzt. Die von Hartmann belegte Nähe der dabei
entstandenen, auf die US-amerikanische Bewirtschaftung der Hemisphäre
der Amerikas zielenden Währungs- und Handelskonzepte zum Entwurf
eines Europas unter deutscher Herrschaft ist nicht minder
aufschlußreich für die Entstehung der westlichen Nachkriegsordnung,
als es die Verwurzelung keynesianistischer Ausgabenpolitik in den
kriegsökonomischen Interessen großer Kapitale ist.

Keynes wusste allerdings selbst, dass die Neigung der
 Unternehmer*innen, Rüstungsausgaben den zivilen vorzuziehen, im
 höheren Vertrauen auf die militärische Verwendung zu suchen war.
 Die militärischen Macht und Gewaltressourcen des MIK
 (militärisch-industrieller Komplex - A.d.R.) sicherten Kontrolle
 und Zugriff auf die sozialen und ökonomischen Bedingungen. Das ist
 auch der entscheidende Grund, warum "Keynesianismus" nur unter den
 Bedingungen des Kriegs, des heißen, wie auch später des kalten, zu
 haben war. Die Behauptung, er sei eine Angelegenheit des
 "Friedens" ist eine bürgerliche Illusion. Im Gegenteil:
 Keynesianismus ist die finanzielle Seite der kriegsökonomischen
 fordistischen Innovationsdynamik. (S. 595 f.) 


Eine so gründlich belegte und konsequent auf ihren antagonistischen
Gehalt hin entwickelte Kritik an technologischen
Innovationsoffensiven und staatlicher Modernisierungslogik, wie sie
Detlef Hartmann vorgelegt hat, wird aus naheliegenden Gründen nur
wenige FreundInnen unter den SachwalterInnen aktueller
Modernisierungsprojekte finden. Ihr Wirken in vermeintlich
fortschrittlichen, nicht umsonst an den historischen New Deal als
finanz- und ordnungspolitisches Momentum der Qualifizierung
administrativer Verfügungsgewalt ankoppelnden Projekten des grünen
Kapitalismus, der die Ausbeutung verbliebener Ressourcen gegen das
Interesse der indigenen Bevölkerungen und KleinbäuerInnen des
Globalen Südens im Namen des Naturschutzes, der Produktion
erneuerbarer Energien, der Kommodifizierung ökologischer
Dienstleistungen oder der Erzeugung sogenannter Verschmutzungsrechte
durchsetzt, ihr Zugriff auf die Schalthebel einer Staatsmacht, die
bereits mit dem nächsten kriegsökonomischen Schub kapitalistischer
Produktivität liebäugelt, ihr Einsatz für das Projekt der
gesellschaftlichen Digitalisierung, das um den Preis der Zerschlagung
verbliebener Formen kollektiver und autonomer Selbstorganisation als
unverzichtbarer Wachstumsimpuls beworben wird, ihr affirmativer
Glaube an die Neutralität von Technologie, der sich gegen jede
wirksame Kritik an der mikroelektronischen Produktionsweise und der
Durchsetzung auf sie gestützter Innovationsoffensiven richtet, all
das macht es den "progressistischen" Eliten auf der Höhe der Zeit
unmöglich, mit linksradikalen wie sozialökologischen Formen des
sozialen Widerstandes anders umzugehen, als ihnen durch politisches
Ko-Management, der Professionalisierung und Akademisierung ihrer
AktivistInnen als auch mit blanker Repression die Spitze ihres
Veränderungspotentials zu nehmen.

Diese und andere Überlegungen zu den Chancen und Problemen linker
Mobilisierung treten bei der Lektüre des zweiten Bandes der Trilogie
"Krisen - Kämpfe - Kriege" fast wie von selbst in Erscheinung. Wo das
Zusammenwirken diverser globaler Krisen, die 2020 durch die Pandemie
mit unerwarteter Aktualität aufgeladen wurden, auch in den
Wohlstandszonen Westeuropas und Nordamerikas soziale und politische
Fragen von nie gekannter Dringlichkeit aufwirft, werden die
LeserInnen in aller Unbescheidenheit dazu ermutigt, bei der Frage,
was zu tun sei, nicht auf den Primat emanzipatorischer und
sozialrevolutionärer Ziele zu verzichten.


Fußnote:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar654.html
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MELDUNG/1078: Petition für Julian Assange im Bundestag (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Petition für Julian Assange im Bundestag

Mitteilung des Free Assange Committee Germany, 16. November 2020



Am Donnerstag, 26. November 2020, werden Aktivist*innen des Free Assange
Committee Germany und freeAssange.eu [1] dem deutschen Bundestag eine
Petition zum Schutz der Grund- und Menschenrechte von Julian Assange
übergeben. Die Übergabe findet um 10 Uhr im Paul-Löbe-Haus (Ostfassade)
statt.

Die Petition fordert den Bundestag auf, alle zur Verfügung stehenden Mittel
zu nutzen, um das Unrecht gegen Julian Assange zu beenden und seine
Menschenrechte zu schützen. "Das Mindeste, das für Julian Assange passieren
muss, ist die Verlegung in ein ziviles Krankenhaus", stellt die Petition
fest.

Der Gründer von WikiLeaks [2] und Erfinder des "wissenschaftlichen
Journalismus" wird seit 11. April 2019 im Hochsicherheitsgefängnis Belmarsh
in London festgehalten. Eine Strafe wegen Verstoßes gegen Kautionsauflagen
hat er seit 22. September 2019 abgesessen. Er wird dennoch nicht
freigelassen und seit inzwischen ca. 1,5 Jahren in Isolationshaft gehalten,
ohne ausreichenden Kontakt zu seinen Anwälten.

Die USA fordern seine Auslieferung aufgrund einer Anklage, die seit Juni
2019 inzwischen dreimal geändert wurde, und die auf tönernen Füßen steht.
Wegen angeblicher "Spionage" soll Assange in den USA für 175 Jahre in einem
menschenverachtenden Gefängnissystem verschwinden.

Die USA ignorieren dabei das Auslieferungsabkommen zwischen Großbritannien
und den USA, das eine Auslieferung im Falle eines politischen Hintergrundes
klar ausschließt, wie bereits 2019 vom Wissenschaftlichen Dienst des
Bundestags [3] festgestellt.

Namhafte Psychiater warnen zudem vor dem extrem hohen Selbstmordrisiko im
Falle einer Auslieferung. Dr. Michael Kopelman [4] gab vor Gericht zu
bedenken: "Ich bin so sicher wie man als Psychiater nur sein kann, dass
Herr Assange im Falle einer drohenden Auslieferung einen Weg finden wird,
Selbstmord zu begehen."

Die Gesundheit des Australiers ist massiv angegriffen, so dass Ärzte und
medizinische Expert*innen schon seit Monaten vor einer drohenden
Lebensgefahr für Julian Assange warnen, und sich in verschiedenen Offenen
Briefen [5] an die Politik wenden: "Sollte eine so dringende Begutachtung
und Behandlung nicht stattfinden, haben wir angesichts der derzeit
verfügbaren Anzeichen echte Bedenken, dass Herr Assange im Gefängnis
sterben könnte. Die medizinische Situation ist daher dringend. Es gilt
keine Zeit zu verlieren."

Eng verwoben mit Assanges Schicksal ist auch die Zukunft der Pressefreiheit
und der Demokratie. Über 400 Jurist*innen und juristische Organisationen,
darunter Mitglieder der Internationalen Juristenkommission, weisen in einem
Offenen Brief [6] an die britische Regierung auf die schwerwiegende
Gefährdung der Pressefreiheit durch eine drohende Auslieferung Assanges hin
und fordern seine sofortige Freilassung.

"Jetzt ist es an der Zeit, die Stimme zu erheben und sich dem Angriff auf
Julian Assange und unsere Grundrechte in den Weg zu stellen. Wir fordern
jede/n einzelne/n dazu auf, sich jetzt aktiv für Assange und die Demokratie
einzusetzen, bevor es zu spät ist. Die Bundesregierung macht ihr Bekenntnis
zu den Grund-und Menschenrechten schlicht unglaubwürdig, wenn sie sich
nicht umgehend zum Fall Assange äußert", so das Free Assange Committee
Germany und freeAssange.eu.

Presse und Medien sind herzlich zur Übergabe der Petition am 26. November
2020 eingeladen.


Erstveröffentlichung:

https://blog.freeassange.eu/2020/11/16/petition-fur-julian-assange-im-bundestag/


Anmerkungen:

[1] https://www.facebook.com/FACGJU

[2] http://wikileaks.org/

[3] https://www.bundestag.de/resource/blob/657524/f29ef0bc97ed95fe8bb6122b6ba12726/WD-7-114-19-pdf-data.pdf

[4] https://dontextraditeassange.com/post/day-11-september-22-2020-assangecase/

[5] https://medium.com/@doctors4assange/bedenken-von-%C3%A4rzten-%C3%BCber-die-notlage-von-herrn-julian-assange-b1100a138d17

[6] https://www.lawyersforassange.org/de/open-letter.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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AUSSICHTEN/9022: Und morgen, den 20. November 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 20.11.2020 bis zum 21.11.2020 +++






[image: Jean-Luc 9022 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Gestern war 's Frau Holle,

heute ist 's Jean-Luc,

der freut sich wie Bolle

als ein Frosch im Glück.
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MEMORIAL/223: 200. Geburtstag von Friedrich Engels - Über sein Wirken als proletarischer Militär (Gerhard Feldbauer)

200. Geburtstag von Friedrich Engels

Sein Wirken als proletarischer Militär

Von Gerhard Feldbauer, 15. November 2020






[image: Foto: George Lester, Manchester photographer, Public domain, via Wikimedia Commons]

Friedrich Engels, geb. am 28. November 1820

Foto: George Lester, Manchester photographer, Public domain, via Wikimedia Commons



Am 28. November 2020 begehen wir den 200. Geburtstag von Friedrich
Engels. In den zahlreichen Veröffentlichungen dazu geht bisher eine
Seite seiner Tätigkeit, über die nicht so viel bekannt ist, unter:
Sein Wirken als proletarischer Militär.

"Zum Militär war er übrigens wie geschaffen: Helles Auge; rascher
Überblick, rasches wägen auch der kleinsten Umstände, rascher
Entschluss und unerschütterliche Kaltblütigkeit." So schätzte Wilhelm
Liebknecht Friedrich Engels ein, der als Stabschef und Adjutant im
Freikorps des Obersten August Willich, dem besten Truppenteil der
Badisch-Pfälzischen Revolutionsarmee, diese Eigenschaften glänzend
bewies. [1]

In mehreren Gefechten und in der Schlacht bei Rastatt stand Engels
immer in vorderster Linie und führte dabei auch das Kommando über
Formationen. In ihren "Memoiren einer Frau aus dem Badisch-Pfälzischen
Feldzug" (Newark, 1853) schrieb die Revolutionsteilnehmerin Franziska
Anneke, Engels habe in einem Gefecht bei Rinntal als Kommandeur eines
Seitendetachements mehrere Stunden zeitweise im dichtesten Feuer
gestanden. "Sein Eifer und sein Mut wurden von seinen Kampfgenossen
ungemein lobend hervorgehoben." [3]




[image: Graphik: Autor unbekannt, Public domain, via Wikimedia Commons]

Mathilde Franziska Anneke im Alter von 23 Jahren - Zeichnung aus: Der Märker, 1860

Graphik: Autor unbekannt, Public domain, via Wikimedia Commons




Letzte Chance der Revolution

Im Frühjahr 1849 hatte die deutsche Revolution eine letzte
Erfolgschance. Während Aufstände in Dresden, Breslau und im Rheinland
Niederlagen erlitten, war die im Mai in Baden und der Pfalz
ausgebrochene Erhebung zunächst erfolgreich. Fast die gesamte
badische Armee und die pfälzischen Soldaten schlossen sich den
Aufständischen an. Zum ersten Mal entstand eine Revolutionsarmee. Da
die Volksmassen noch eindeutig auf die Seite der Revolution neigten,
bestand die Möglichkeit, den Erfolg über die Landesgrenzen zu tragen.
Obwohl sich im Juni die günstigen internationalen Bedingungen durch
die Niederlage der demokratischen Partei in Paris, den Stillstand der
Revolution in Ungarn und die italienischen Rückschläge in Rom und
Piemont verschlechterten, war die folgende Niederlage in Baden
keineswegs unausweichlich. Um die Revolution voranzutreiben, hätte es
vor allem der militärischen Offensive bedurft.

Die Feudalreaktion mit Preußens Wilhelm IV. an der Spitze wies die von
der Frankfurter Nationalversammlung am 28. März 1849 beschlossene
Reichsverfassung trotz ihres Kompromisscharakters - statt
demokratischer Republik Proklamation einer konstitutionellen Monarchie
- zurück. Der radikaldemokratische Flügel mit Volks- und
Arbeitervereinen an der Spitze forderte daraufhin, die
Reichsverfassung mit militärischer Gewalt durchzusetzen. Marx und
Engels trafen mit den demokratischen Abgeordneten der
Nationalversammlung zusammen und appellierten, dass es für das
Parlament nur einen Weg zur Verteidigung der Revolution und der
eigenen Existenz geben konnte: die Revolutionsarmee nach Frankfurt zu
rufen und an die Spitze des bewaffneten Aufstandes zu treten. Sie
fanden kein Gehör.


Liberale Bourgeoisie konterrevolutionär

Nachdem am 19. Mai die letzte Ausgabe der "Neuen Rheinischen Zeitung"
erschienen war, brachen Marx und Engels nach Südwestdeutschland auf,
um die Forderungen des radikaldemokratischen Flügels der Bewegung zu
vertreten. Durch Hessen, wo Preußen bereits ein Armeekorps zur
Niederschlagung des Aufstandes zusammenzog, reisten sie weiter und
führten in Mannheim, Karlsruhe und Ludwigshafen mit demselben Ziel
Gespräche mit den Vertretern der kleinbürgerlichen Demokraten. Auch
hier ergebnislos, denn diese befanden sich bereits im Schlepptau der
liberalen Bourgeoisie, die zur Konterrevolution überlief. "Zum Dank
wurde das Frankfurter 'Rumpfparlament' auseinandergejagt, das Mobiliar
des Sitzungssaales befehlsgemäß zerschlagen und die Abgeordneten mit
Lanzen und Säbeln durch die Strassen gehetzt", schrieb Franziska
Anneke.




[image: Graphik: Friedrich Kaiser (1815-1889), Public domain, via Wikimedia Commons]

Pfälzische Revolutionssoldaten 1849, darunter rechts Mathilda Franziska und Fritz Anneke - Lithographie von Friedrich Kaiser

Graphik: Friedrich Kaiser (1815-1889), Public domain, via Wikimedia Commons




Stabschef im Freikorps Willich

Während Marx nach Paris reiste, um dort die Situation zu analysieren,
begab sich Engels zur Revolutionsarmee. Er lehnte einen Posten in der
provisorischen Regierung ebenso wie im Oberkommando der
Revolutionsarmee ab und nahm den Vorschlag Willichs an, Adjutant in
seinem Korps zu werden. Die militärischen Kenntnisse, die Engels sich
vorausschauend als Einjährig-Freiwilliger in der preußischen Garnison
in Berlin angeeignet hatte, kamen nun der revolutionären Sache zugute.
Er hatte sich für die Artillerie entschieden, die als technische
Waffengattung einen bürgerlichen Zuschnitt besaß und von den
Offizieren vielseitige mathematische und naturwissenschaftliche
Kenntnisse verlangte. Sein militärisches Wissen hatte Engels bereits
während seiner Teilnahme am Aufstand in Elberfeld nutzbringend
angewandt und zum Beispiel dafür gesorgt, dass beim Bau von Barrikaden
berücksichtigt wurde, dass diese bei einem Angriff des Gegners einem
Artilleriebeschuss ausgesetzt würden. Auf seinen Vorschlag hin, setzte
die Militärkommission den ehemaligen preußischen Artillerieoffizier
Otto von Mirbach, der sich der Revolution angeschlossen hatte, zum
Oberkommandanten der Stadt ein, dessen Adjutant er dann wurde.




[image: Porträt - Foto: Autor unbekannt, Public domain, via Wikimedia Commons]

August Willich

Foto: Autor unbekannt, Public domain, via Wikimedia Commons



Als Adjutant im Korps von Willich übernahm Engels gleichzeitig die
Aufgaben des Stabschefs. Dazu gehörte die Korrespondenz mit dem
Oberkommando und der provisorischen Regierung, die Planung der
Gefechtspositionen sowie die Beschaffung des Nachschubs an Munition,
Waffen und Nahrungsmitteln. Daneben kümmerte Engels sich sofort um die
Gefechtsausbildung. In Karlsruhe führte er eine Sturmübung durch, mit
der auch den konterrevolutionären Ambitionen der schwankenden
Kleinbürger ein Dämpfer versetzt wurde. Zusammen mit Engels kämpften
in der Revolutionsarmee weitere Mitglieder des Bundes der Kommunisten,
unter ihnen Wilhelm Liebknecht, der Chef der badischen Volkswehr,
Johann Philipp Becker, Joseph Moll, der als Kanonier der Besanconer
Arbeiterkompanie in der Schlacht an der Murg fiel, Fritz Anneke
sowie die Setzer und Arbeiter der verbotenen "Neuen Rheinischen
Zeitung". "Die entschiedensten Kommunisten waren die couragiertesten
Soldaten", vermerkte Engels.

Nachdem die konterrevolutionäre Bourgeoisie eine Offensive der
Revolutionstruppen verhindert hatte, stellten diese sich in mutigen
Gefechten der in Baden einfallenden 60.000 Mann starken preußischen
Interventionsarmee entgegen. Nach erfolgreichen Kämpfen traten die
Hauptkräfte am Neckar entlang nach Süden den Rückzug an, den Becker
mit seiner Volkswehrdivision deckte. Willichs Korps bildete die
Nachhut der gesamten Revolutionsarmee bis Rastatt und zur Murg. Als
militärischer Führer bewies Engels hier auch die Fähigkeit, in
schwierigen Situationen nicht die Übersicht zu verlieren, von Panik
ergriffene Soldaten aufzuhalten, zu ordnen und wieder ins Gefecht zu
führen.




[image: Graphik: Autor unbekannt, Public domain, via Wikimedia Commons]

Ausbruch der Militärrevolte in Rastatt am 13. Mai 1849

Graphik: Autor unbekannt, Public domain, via Wikimedia Commons




Die Schlacht an der Murg

An der Murg stellten sich am 28. und 29. Juni 1849 unterhalb der
Festung Rastatt dann noch 13.000 Mann 40.000 Preußen zur letzten
erbitterten Schlacht. Gestützt auf die weitreichende
Festungsartillerie konnten sie diese lange Zeit trotz der
zahlenmäßigen Unterlegenheit für sich entscheiden. Einen Brennpunkt
der Schlacht bildete Bischweier, wo das erste Armeekorps der Preußen
angriff. Engels, der sich sofort in die vorderste Linie begab,
schilderte einige Wochen später in seiner "Reichsverfassungskampagne"
die Ereignisse: "Unsere Tirailleure wurden von einem heftigen Feuer
empfangen. Es waren preußische Schützen, die ihnen gegenüberstanden,
und unsere Arbeiter hatten den Spitzkugelbüchsen [4] nur Musketen
gegenüberzustellen. Sie gingen aber, unterstützt von dem rechten
Flügel unserer Schützen, der zu ihnen stieß, so entschlossen vor, dass
die kurze Entfernung sehr bald, namentlich auf dem rechten Flügel, die
schlechte Qualität der Waffe ausglich und die Preußen geworfen
wurden." Trotz ihrer kolossalen Überlegenheit wagten die Preußen
"keinen ernstlichen Frontalangriff, sondern schlugen uns durch feigen
Verrat, indem sie das neutrale, uns verschlossene württembergische
Gebiet verletzten". [5] Durch dieses von der Regierung in Stuttgart
zugelassene Manöver konnten die Preußen den rechten Flügel General
Mieroslawskis zerschlagen. Während sich ein Teil der Truppen nach der
Niederlage in die Festung Rastatt begab, zogen sich etwa 7000 Mann
nach Süden zurück. Mit einer Nachhut des Freikorps Willich deckte
Engels den Rückzug, der am 12. Juli bei Lottstetten mit dem Übertritt
in die Schweiz endete.

Die Lage des von 25 000 Preußen belagerten Rastatt wurde aussichtslos.
Um die Zivilbevölkerung vor dem Artillerie-Beschuss zu bewahren,
kapitulierte die Festung am 23. Juli. Die Revolutionstruppen hatten
gefangene preußische Soldaten und Offiziere, die nach Rastatt gebracht
worden waren, human behandelt und noch vor der Kapitulation ohne
Gegenleistung freigelassen. Der preußische Befehlshaber, General Graf
von der Groeben, ließ dagegen sofort den Festungskommandanten Oberst
Tiedemann und 27 seiner Offiziere standrechtlich erschießen. Hunderte
starben in den Kasematten der Festung ohne medizinische Hilfe an
Typhus, unzählige wurden heimlich ermordet. Tausende fielen im ganzen
Land dem Terror der Feudalreaktion zum Opfer; unter ihnen der
Bataillonskommandeur Maximilian Dortu aus Potsdam. Er hatte öffentlich
den Würger der badischen Revolution, den späteren deutschen Kaiser
Wilhelm I., als "Kartätschenprinz" angeprangert. Zehntausende wurde
gerichtlich verfolgt, insgesamt 700 000 Teilnehmer an den Erhebungen
von 1848/49 in die Emigration getrieben. Die revolutionären Kämpfer
würdigend, schrieb Engels in seiner "Reichsverfassungskampagne", "das
deutsche Volk wird die Füsilladen und die Kasematten von Rastatt nicht
vergessen; es wird die großen Herren nicht vergessen, die diese
Infamien befohlen haben, aber auch nicht die Verräter, die sie durch
Feigheit verschuldeten: Die Bretanos von Karlsruhe und von Frankfurt."
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Kapitulation der revolutionären Besatzung von Rastatt gegenüber den Truppen des Deutschen Bundes am 23. Juli 1849

Foto: FloKrass, CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0), via Wikimedia Commons




Anerkennung von Fachmilitärs ersten Ranges

Militärwissenschaftliche Studien bildeten fortan einen festen
Bestandteil der Forschungen von Friedrich Engels. Unter Freunden wurde
er in London "General" genannt. "Und wenn es bei seinen Lebzeiten noch
einmal zu einer Revolution im alten romantischen Stil gekommen wäre,
hätten wir in Engels unseren Carnot und Moltke gehabt - den
Organisator der Armeen und Siege und den Schlachtenlenker", meinte
Wilhelm Liebknecht und fuhrt fort: "Er hat ja später auch verschiedene
sehr tüchtige Militärschriften verfasst und sich - allerdings
inkognito - die Anerkennung von Fachmilitärs ersten Ranges erworben,
die keine Ahnung davon hatten, dass der namenlose Broschürenschreiber
einen der anrüchigsten Rebellennamen trug und ein plebejischer
Fabrikantensohn aus Barmen war." So wurden z. B. die Analysen, die
Engels in der "Neuen Rheinischen Zeitung" über den revolutionären
Krieg in Ungarn veröffentlichte und die sich als richtig erwiesen,
einem hohen Militär in der ungarischen Armee zugeschrieben. Dabei
stand dem Autor kein anderes Material zur Verfügung als das, was
andere Zeitungen auch hatten. Unter Engels Blick wurden daraus
scharfsinnige militärisch-politische Analysen.

Aus Engels militärischer Tätigkeit kann keinesfalls geschlussfolgert
werden, er sei etwa kriegsbegeistert gewesen. Im Badisch-Pfälzischen
Krieg folgte er seiner revolutionären Pflicht. Später übte er
vernichtende Kritik an den imperialen Kolonialkriegen des deutschen
Kaiserreiches. In einem Brief an Karl Marx' Schwiegersohn Paul
Lafargue vom 3. November 1892 warnte er, die "Ära der Barrikaden und
Strassenschlachten ist für immer vorbei" und es gehe darum, "die
sogenannten revolutionären Anwandlungen im Zaum zu halten, auf deren
Explodieren unserer Regierenden nur warten." Er schlussfolgerte: "Also
ist man verpflichtet eine neue revolutionäre Taktik zu finden." [7]


Fußnoten:

[1] Zit. in: Mohr und General. Erinnerungen an Marx und Engels.
Berlin/DDR, 1964, S. 425.

[2] Neuauflage unter dem Titel Mutterland, München 1982.

[3] Ihr Mann Fritz Anneke kommandierte als Oberst die pfälzische
Artillerie. Franziska selbst war bei ihm Ordonanzoffizier und
Kurierreiter. Carl Schurz war bei Fritz Anneke Adjutant. Wie mehrere
Angehörige der Revolutionsarmee, so auch Willich und der zeitweilige
Oberkommandierende, General Franz Sigel, kämpften Fritz Anneke und
Carl Schurz im nordamerikanischen Bürgerkrieg in den Reihen der
Unionstruppen. Schurz, ein persönlicher Freund von Lincoln, stieg bis
zum Senator und Minister auf. Siehe Klaus Schmidt: Mathilde Franziska
und Fritz Anneke. Köln 1999.

[4] Perkussionsgewehr (Vorderlader) wegen der verwendeten Spitzkugeln
auch Spitzkugelbüchse genannt. 1839 in die preußische Armee
eingeführt.

[5] Die deutsche Reichsverfassungskampagne, MEW, Bd. 7, Berlin/DDR,
1960, S. 186 ff.

[6] Lorenz Peter Brentano, Mitglied der Frankfurter
Nationalversammlung, Vorsitzender der provisorischen badischen
Regierung, sabotierte alle revolutionären Aktivitäten, verhinderte den
Marsch der Revolutionsarmee nach Frankfurt und alle offensiven
Kampfhandlungen, verbot den revolutionär-demokratischen Klub des
entschiedenen Fortschritts und versuchte in Geheimverhandlungen mit
dem badischen Großherzog, einen Kompromiss zur Bildung eines
konstitutionellen monarchistischen Staates auszuhandeln.

[7] MEW, Bd. 38, Berlin/DDR, 1968, S. 504 f.
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KALENDERGESCHICHTEN/118: 12-2020   Spuk und Tränen - wieder zu Hause ... (SB)



[image: Rumtrum steht als Mammut vor seinem alten Haus, das viel kleiner ist als er - Buntstiftzeichnung: © 2020 by Schattenblick] 

Rumtrum wurde von Trovje dem Garstigen in ein Gittergefängnis
gesperrt, in dem kein Zauber wirken konnte, mit dem er sich hätte
befreien können. Als der Troll den Felsen erhob, um ihn auf den
kleinen Hausgeist in Gestalt des Mammuts niedersausen zu lassen,
erschien in letzter Sekunde die Trollfrau als mausgroßer Winzling am
Vorderfuß des Mammuts.

Das war Rettung in letzter Sekunde! Die Trollfrau ließ ihren Mann
Trovje den Garstigen mitten in seiner Wurfbewegung erstarren, gerade
so als hielte sie damit auch die Zeit an. Dann nahm sie wieder ihre
normale Größe an und ließ das Gittergefängnis verschwinden. Rumtrum
war außer sich vor Freude und total erleichtert. Doch als er den
erstarrten Troll mit dem Felsbrocken in der Hand erblickte, wurde ihm
angst und bange. In was für eine große Gefahr war er geraten? Gehörte
so etwas zum Bösesein dazu? Das war ihm nicht geheuer. So wollte er
nicht werden, nein, dann lieber als Hausgeist sich kleine oder etwas
größere Gemeinheiten ausdenken, um die Bewohner zu erschrecken.

Was er hier gerade erlebt hatte, wollte er nicht erlernen. Einen Augenblick
zögerte er noch, dann aber seufzte er und blickte die Trollfrau an:
"Lass mich bitte erst schnell verschwinden, bevor du Trovje aus seiner
Erstarrung befreist, denn er ist schrecklich böse auf mich. Ich will
nicht mehr länger hierbleiben und das Bösesein will ich auch nicht
mehr lernen. Bitte kannst du mich nicht ganz einfach wieder nach Hause
schicken?", bettelte Rumtrum, "ich habe mich an unseren Pakt gehalten
und alles getan, was du mir aufgetragen hast, aber dabei nur Schimpf
und Schande geerntet und jetzt fürchte ich mich!"

"Ich finde, du hast eine gute Entscheidung getroffen, denn ich sage
dir, Trovje kann noch viel wütender werden, o ja", wiegte sie ihren
Kopf hin und her. "Also gut, ab mit dir nach Hause. Deine Bitte sei
dir gewährt und kümmere dich gut um dein Haus. Wenn die Menschen ihr
Heim schlecht behandeln, darfst du gern böse sein und mal richtig
zeigen, was du als Geist vollbringen kannst, um sie zu erschrecken
oder sie zu vertreiben. Sie werden als böser Geist von dir sprechen.
Siehst du, Rumtrum, du brauchst gar nichts weiter zu lernen. Also nun
denn, lebe wohl." Kaum hatte sie das ausgesprochen stand der kleine
Hausgeist auch schon vor seinem Haus, denn hineinpassen würde er mit
Sicherheit nicht - er war immer noch in Gestalt des Mammuts!

Die alten Hausgeister waren aufs heftigste erschrocken, aber nicht nur
sie. Der Junge und das kleine Mädchen, die es sich im oberen Zimmer
lümmelig gemütlich gemacht hatten und in ihren Büchern lasen, stierten
beide ungläubig die Fenster an, hinter denen es plötzlich ganz finster
wurde. Der Junge erhob sich und presste seine Nase gegen die
Glasscheibe. Was er da sah, konnte er nicht glauben. Er rief nach
seiner Schwester: "Siehst du auch, was ich sehe?"

"Oh ja, toll, ein Mammut, gerade so eines wie in deinem Buch, das ist
ja was, das muss ich gleich Mama zeigen. Ein Mammut vor unserer
Haustür", begeisterte sie sich. Flugs rannten die Geschwister die
Treppe hinunter in die Küche, um der Mutter und der Großmutter, die
dort gerade Kartoffeln schälten, von dem Mammut zu berichten. Doch die
beiden Frauen nickten nur und meinten: "Ja, ja, sicher, ein Mammut.
Ihr wisst aber schon, dass die schon lange ausgestorben sind?" -
"Ja, sicher", wurde dem Jungen nun auch auf einmal klar, "aber, Mama,
geh doch vor die Tür, es steht dort doch wahrhaftig!"
Die Mutter schüttelte nur ihren Kopf: "Vielleicht solltest du andere
Bücher lesen, nicht nur über Dinosaurier und solche Sachen."

Rumtrum indessen war entsetzt und wurde ganz verzagt, denn er war sich
nicht sicher, ob er die Frist eingehalten hatte, in der er eine neue
Gestalt hätte annehmen müssen. Mit einem mulmigen Gefühl begann er
ganz stark daran zu denken, wieder ein Geist zu sein. Es dauerte nicht
lange und es war glücklicherweise viel einfacher als er befürchtet
hatte - schwuppsdiwupps war er wieder er selbst, also ein kleiner
gewöhnlicher, unsichtbarer Hausgeist und er fühlte sich großartig.

Sofort gesellte er sich zu den alten Hausgeistern, die ihn völlig
verdaddert anblickten: "Rumtrum, wie kommst du denn hierher? Das ist
aber, oh, wie wunderbar und dir ist wirklich kein Leid geschehen",
freuten sich die Geister. "Aber Rumtrum, wir haben hier ein Problem,
eines das dem Haus gefährlich werden könnte. Draußen steht ein
riesiges Mammut und vielleicht rennt es das Haus nieder, wer weiß denn
schon, was so ein Tier vorhat!", überlegte sich der Älteste.
"Ach, sorgt euch nicht, das Mammut ist verschwunden, das steht
sozusagen vor euch." Das konnten die Hausgeister natürlich nicht
verstehen und so begann Rumtrum ihnen sein ganzes Abenteuer zu berichten.

Die Kinder hatten in der Zwischenzeit ihre Mutter so bedrängt, dass
sie ihr Kartoffelschälmesser in die Schüssel fallen ließ, sich erhob
und von beiden Kindern an den Händen gezogen vor die Haustür trat.
Doch was war das? Wo war das Mammut? Bruder und Schwester sahen
sich an und beteuerten, dass sie beide dort wirklich ein Mammut
gesehen hatten. Die Mutter schimpfte diesmal nicht mit ihnen, sondern
lächelte: "Denkt euch das nächste Mal vielleicht ein kleineres Wesen
aus." Sie glaubte, ihre Kinder hätten sich mit ihr einen Spaß
erlaubt.

Verstört stiegen die Geschwister die Treppe zum oberen Zimmer
hinauf und wussten dazu nichts mehr zu sagen als dass sie sich sicher waren, dort
unten vor dem Haus dieses urzeitliche Tier gesehen zu haben. Aber sie
sollten noch andere Merkwürdigkeiten in ihrem Haus erleben, denn
Rumtrum machte noch so manchen kleinen Spuk für sie. Wer weiß,
vielleicht würde er sich ihnen sogar eines Tages zeigen, da er jetzt
ja wusste, wie er sich eine Gestalt geben könnte, die die Kinder auch
erkennen würden.

***



Nachdem der kleine Hausgeist das Troll-Land verlassen hatte, ereignete
sich dort folgendes:

Kaum war der Geist von dort verschwunden, befreite die Trollfrau ihren
Mann aus dem Bann und die Zeit verstrich wieder in gewohnter Geschwindigkeit.
Trovje schimpfte sofort los und ließ den Felsen mit einem mächtigen
Rums fallen und wunderte sich.
"Wo ist dieser kleine, hinterhältige, gemeine Wicht?", brüllte er seine
Frau an, "und was machst du hier überhaupt? Was hast du hier zu
suchen?"

"Ich habe mir erlaubt, den Hausgeist zu befreien und ihn wieder nach
Hause zu schicken", erklärte sie ihm ganz ruhig.
"Wie konntest du nur, du weißt ja gar nicht, was er mir angetan hat,
wie konntest du diesem Lump nur helfen? Frau, ich versteh dich nicht",
beschwerte sich Trovje.

"Ich will es dir erklären, er hat dir überhaupt nichts angetan. Er ist
einfach ein kleiner, dummer Hausgeist, der gerne Abenteuer erleben
wollte und davon überzeugt war, dass es dazu des Böseseins bedarf.
Keine Ahnung hatte er! Und als er selbst nun in diese bedrohliche Lage
kam, in die du ihn gebracht hast und er fest damit rechnete, du
würdest ihn mit dem Felsen erschlagen, wollte er nur noch fort, fort
von hier, wieder in sein Haus, das er fortan als würdiger Geist
beschützen will. Dafür ist es aber nicht erforderlich, Kiesel in
Felsen zu verwandeln, um sie dann auf Dörfer oder Häuser zu werfen."

"Aber Frau, er hat mich betrogen, er behauptete von mir lernen zu
wollen und war dennoch fähig einen winzigen Kiesel in diesen
Felsbrocken hier zu verwandeln. Ja, das war schrecklich gemein, so als
wollte er mich zum Narren halten oder mir zu verstehen geben, dass er
viel besser zaubern kann als ich. Das ist, das ist ... mir fehlen die
Worte, ich platze gleich vor Wut!", tobte Trovje.

Da nahm die Trollfau seine Hände und sprach:
"Ich habe dir doch eben gesagt, der kleine Hausgeist hat gar nichts
getan. Ich war es, ich habe den Kiesel verwandelt. Ich habe dir mit
Hilfe des kleinen Hausgeistes eine Lehre erteilen wollen. Du solltest
dich so richtig darüber ärgern, dass dein Lehrling ohne dein Zutun
bereits in der Lage war, den Kiesel in einen prächtigen Felsen zu
verwandeln."

"Aber, Frau, warum denn, das verstehe ich nicht!" - "Na ja, ich
wollte dir zeigen, dass es völlig unwichtig ist, wer der
böseste Troll oder der größte Zauberer ist, dass ein Wettstreit total
überflüssig ist. Du weißt doch was du kannst und ich weiß es auch,
also wozu prahlst du ständig mit deinem Können? Wichtig ist doch nur,
dass du mit deinen Fähigkeiten unser Troll-Land beschützen kannst."

Der Troll war so erstaunt, dass er seiner Frau bis zu Ende zuhörte,
ohne sie zu unterbrechen. Er wiegte seinen Kopf hin und her und meinte
schließlich:
"Sag` mal, kannst du wirklich so gut zaubern? Das habe ich all die
vielen Jahrhunderte nicht gewusst. Du hast nie etwas darüber gesagt."

"Das spielt auch keine Rolle, das ist das, was ich dir die ganze Zeit
zu verstehen geben will. Du bist mir lieb und wert, auch wenn du nicht
der größte und böseste bist. Du brauchst dich vor mir nicht zu
beweisen. Ehrlich gesagt, mir geht deine Prahlerei schon manchmal
ziemlich auf die Nerven."
Trovje der Garstige tat nun etwas, was er seit Ewigkeiten nicht mehr
getan hatte, er umarmte seine Trollfrau.

Ende
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MELDUNG/1094: Britische Journalistengewerkschaft gegen Assanges Auslieferung (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Britische Journalistengewerkschaft gegen Assanges Auslieferung

Von Prensa Latina, 15. November 2020



Die nationale Gewerkschaft der Journalisten in Großbritannien (NUJ)
forderte die übrigen Gewerkschaften des Landes auf, sich zu
mobilisieren, um die Auslieferung des WikiLeaks-Gründers Julian
Assange an die Vereinigten Staaten zu verhindern, teilte die NUJ heute
mit.

Es ist unverzichtbar, eine Kampagne gegen den Prozess und die
Auslieferung von Julian Assange zu führen - eine Angelegenheit, die
unter den fortschrittlichen Kräften Anlass zu tiefer Besorgnis gibt -
und die Gewerkschaften sind die einzigen, die zu einer solchen Aktion
in der Lage sind, schrieb Michelle Stanistreet an den
NUJ-Generalsekretär.

Die USA fordern die Auslieferung von Assange, der seit seiner
Verhaftung in der ecuadorianischen Botschaft im April 2019 in
Großbritannien inhaftiert ist, um ihn wegen 17 Fällen von Spionage und
einem Fall von Anstiftung zum Hacking vor Gericht zu stellen, was bei
einem Schuldspruch zu einer 175-jährigen Haftstrafe führt.

Die Anklagen basieren auf WikiLeaks' Veröffentlichung von Tausenden
von Geheimakten, in denen Kriegsverbrechen aufgedeckt wurden, die von
US-Truppen im Irak und in Afghanistan begangen wurden, sowie auf
kompromittierenden Einschätzungen von Diplomaten des
US-Außenministeriums anderer Regierungen und politischer Führer.

In Anbetracht dessen erklärte die NUJ, dass die Anschuldigungen gegen
den australischen Journalisten darauf abzielen, eine Aktivität zu
kriminalisieren, die Teil ihrer täglichen Arbeit ist: Informationen
über Inkompetenz, Korruption und Illegalität zu sammeln, um sie mit
anderen zu teilen.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Anita Köbler vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.




Originalartikel:

https://www.plenglish.com/index.php?o=rn&id=61672&SEO=union-of-british-journalists-against-assanges-extradition


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. November 2020 
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STANDPUNKT/073: Ungebrochen - die häusliche Gewalt der Tagesschau (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)

Ungebrochen: die häusliche Gewalt der Tagesschau

Die Freiheit der Berichterstattung wurde längst parteipolitischen
Interessen geopfert

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam, 16. November 2020



Ohne Wenn und Aber: "Die Pressefreiheit und die Freiheit der
Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur
findet nicht statt," heißt es im Grundgesetz-Artikel 5. Inwieweit das für
das Informationsangebot unserer weitestgehend gleichgeschalteten Leitmedien
noch von Belang ist, steht auf einem anderen Blatt. Auch die Rückfrage,
wozu es das Zensurverbot im Grundgesetz eigentlich braucht, da doch die
qualitätsjournalistische Selbstzensur prächtig funktioniert.

Ein simpler Zahlenvergleich macht das effiziente Zusammenspiel von Politik
und Medien sichtbar: Im Verlauf der Covid-19-Pandemie starben in der
Volksrepublik China 4.748 Menschen am oder mit dem SARS-CoV-2-Virus.(1) Im
gleichen Zeitraum schieden in Deutschland 11.352 Covid-19-Patienten aus dem
Leben.(ebd.) Pro eine Million Einwohner heißt das: 3,3 tote Chinesen, 136
tote Deutsche. Die deutsche Quote an Pandemie-Opfern ist 41mal höher als
die chinesische. Aber unsere politische Elite und ihre
Empörungsjournalisten werden nicht müde, unisono die Wahrung der
Menschenrechte in der Volksrepublik China einzufordern. Als ob das Recht
auf Leben und Schutz der Gesundheit nicht das wichtigste aller
Menschenrechte wäre. Noch ein Vergleich, zur Abrundung: Am 9. November
wurden in Deutschland 13.300 Neuinfektionen gemeldet. In der Volksrepublik
47.(ebd.)

Haben die Nachrichtenredaktionen unserer Leit- und Konzernmedien uns je mit
obigem Zahlenmaterial versorgt und darüber informiert, wie schräg die
Bundesregierung in der Politik zur Pandemiebekämpfung liegt - und in ihrer
Politik gegenüber China? Haben sie uns wissen lassen, dass viele
fernöstliche Staaten ähnlich positive Statistiken wie die sozialistische VR
China aufzuweisen haben und auch Demokratien wie Südkorea, Taiwan,
Malaysia, Neuseeland und Japan bei der Pandemie-Bekämpfung objektiv weit
mehr Erfolg hatten als der "Werte-Westen"? Dass sie größeres
Verantwortungsbewusstsein und weit mehr Kompetenz bewiesen haben als
Kanzlerin Merkels Küchenkabinett?

Nein? Warum nicht? Unsere Massenmedien, der öffentlich-rechtliche Rundfunk
voran, ließen diese Erkenntnisse absichtlich nicht ins öffentliche
Bewusstsein sickern. Sie hielten die fraglichen Informationen vorsätzlich
zurück. Mit auf den täglichen Datensalat des Robert-Koch-Instituts
verengtem Blick vermittelten unsere regierungsfrommen Propagandisten
stattdessen den Eindruck, Deutschland handle beim Schutz seiner Bürger vor
der Pandemie geradezu vorbildlich.

Unsere konformistischen Staatsfunker versuchten sogar aktiv, Beijings
Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie zu diskreditieren und lehnten sich
dafür ganz weit aus dem Fenster:

"Denn es ist zum großen Teil die Schuld der chinesischen Regierung,
 dass sich die Epidemie überhaupt so stark ausbreiten konnte"
(2)


Die üblen Bezichtigungen lenkten davon ab, dass Gesundheitsminister Jens
Spahn die Pandemiegefahr wochenlang geleugnet und ihre Entwicklung in
Deutschland verharmlost hatte, derweil Kanzlerin Merkel zunächst mit
Untätigkeit glänzte und dann ganz abtauchte. Dieses unbestreitbare
Regierungsversagen ist einer der Gründe für die Vielzahl der Todesopfer in
Deutschland! Ein besonders beliebtes Narrativ zur Abwertung der
chinesischen Erfolge und der Rechtfertigung der eigenen ignoranten
Fahrlässigkeit:

"Im autoritär regierten China haben die Behörden Kontroll- und
 Durchgriffsmöglichkeiten, die in westlichen Demokratien undenkbar wären.
 Persönliche Freiheitsrechte oder Datenschutz spielen dabei keine Rolle -
 etwa bei der Nachverfolgung von Kontakten."
(3)


Bei uns "undenkbare" Kontroll- und Durchgriffsmöglichkeiten? War in
westlichen Demokratien tatsächlich nicht machbar, was im sozialistischen
China Menschenleben rettete? Unterscheidet sich westliche Bürgerfreiheit in
dieser Weise von derjenigen Chinas?


Kontrolliert und gegeneinander ausgespielt 

Seit Jahrzehnten lassen die transatlantisch orientierten Regierungen ihre
Staatsvölker zunehmend strikter und nachhaltiger überwachen. Kontrolle und
Gängelung seitens staatlicher und kommerzieller Akteure nehmen zu. Das
fängt nicht erst bei der elektronischen Überwachung der Werktätigen an und
endet nicht beim Versuch, das Bargeld abzuschaffen. Internet-Konzernriesen
dürfen unsere Daten massenhaft abgreifen und damit Persönlichkeitsprofile
erstellen (4). Banken und Schnüffeldienste wie die Schufa (5) bedienen sich
ebenfalls großzügig. Die Bundesregierung treibt gerade über die EU die
angeblich anonymisierte Speicherung und Nutzung sogenannter
"Industriedaten" voran, wozu ausdrücklich die Gesundheitsdaten zählen.(6)

Die neuesten Hits: Künftig sollen nicht nur die Polizeien von Bund und
Ländern in das Privatleben des Bundesbürgers eindringen dürfen, sondern
auch die 19 Geheimdienste mit ihren rund 12.000 Mitarbeitern befugt sein,
unseren privaten Gedanken- und Informationsaustausch mit elektronischen
Schnüffelprogrammen auszuforschen, mit sogenannten Staatstrojanern (7).
Außerdem wurde der digitalisierte Fingerabdruck im Personalausweis zur
Pflicht gemacht.(8)

Haben ARD-Tagesschau oder ZDF-heute die zunehmende Polizeistaatlichkeit
jemals thematisiert und gar kritisiert? Haben sie nicht.

Werfen wir kurz einen Blick auf in Deutschland längst ganz
selbstverständlich genutzte "Kontroll- und Durchgriffsmöglichkeiten". Zum
Beispiel auf das umfassende, weitgehend klaglos hingenommene Netz von
Leistungs- und Verhaltenskontrollen in der Arbeitswelt. Eine Studie der
Hans-Böckler-Stiftung belegt, wie weit und wie arbeitnehmerfeindlich die
Kontrollen in den Alltag von Beschäftigten eingreifen.(9)

Behörden überwachen öffentliche Räume: In Berlin beispielsweise sind
bereits mehr als 40.000 Kontrollkameras installiert.(10)
Kamera-Überwachung dieser Art gilt längst als Selbstverständlichkeit,
obwohl sich die Experten sicher sind, dass

"Mehr Videoüberwachung nicht automatisch zu mehr Sicherheit führt".
 (11) 


Seit Jahren behaupten Politik und Massenmedien trotzdem, die
Videoüberwachung im öffentlichen Raum diene ausschließlich der Sicherheit
des Bürgers, es sei deshalb gerechtfertigt, sie auszudehnen und zu
intensivieren. Innenminister Horst Seehofer (CSU) will Techniken der
elektronischen Gesichtserkennung installieren lassen. Die somit erfassten
biometrischen Daten können mit den digitalisierten Passfotos abgeglichen
werden, die bei der Meldebehörde gespeichert sind. An der Erprobungsphase
für dieses Vorhaben sind vorerst "nur" 130 Bahnhöfe und einige Flughäfen
beteiligt (12), doch dabei bleiben wird es nicht.

Die elektronische Erfassung, Speicherung und Auswertung biometrischer Daten
(Gesichtserkennung) ist in einer rechtlichen Grauzone längst üblich. So
sammelte die Hamburger Polizei bei den Demonstrationen gegen den G20-Gipfel
mehr als 30.000 Fotos und Videos und wertete sie mit einer Software zur
Gesichtserkennung für die europaweite Fahndung nach
Demonstrationsteilnehmern aus.(13)


Im Schatten der Pandemie

Der Überwachungsstaat entwickelt sich ungeniert weiter. Seine Befürworter
und Aktivisten machen sich zunutze, dass der Endlosfilm über die
Covid-19-Pandemie Sichtschutz bietet und Ablenkung schafft und dass die
verächtlich machenden Nachrichten über das Anti-Pandemie-Regime in der
Volksrepublik China den kritischen Blick der deutschen Öffentlichkeit auf
ihre eigenen Missverhältnisse trüben.

Die bereits gesetzlich verankerte Fingerabdruck-Pflicht stellt nach Ansicht
von Experten alle Bürger unter Generalverdacht. Erfasst werden hochsensible
Körpermerkmale; (das Gesetz regelt ja auch die Verfahrensweise bei der
elektronischen Anfertigung des Porträtfotos bis ins Detail). Die Daten
sollen von der gesamten Bevölkerung erhoben werden, also von einer
überwältigenden Mehrheit rechtstreuer Menschen.(14, 15)

Bald werden alle Deutschen nicht mehr überblicken können, wer wo welche
ihrer persönlichen Daten speichert, sie verknüpfen kann und wie und wozu er
sie verwendet. Ein Albtraum.

Die eingangs bereits erwähnte Ermächtigung der bundesdeutschen
Geheimdienste zur umfassenden Ausforschung der Kommunikation der Bürger per
WhatsApp, Signal, Threema, E-Mail oder Internet-Telefonat und Video-Anruf
per Skype wurde kürzlich von der CDU/CSU-SPD-Regierung auf den Weg
gebracht. Falls der Gesetzentwurf eine parlamentarische Mehrheit findet,
ist die Schallmauer zum Überwachungsstaat durchbrochen.

Bisher war nur die Polizei zu solcher heimlichen Ermittlung befugt, und das
auch nur mit richterlicher Erlaubnis; der Bürger konnte dagegen klagen. Ist
das gewünschte Gesetz erst in Kraft, dann dürfen elektronische Späher und
Lauscher einfach so in private Computer gepflanzt werden und jeden
laufenden Informationsaustausch mitverfolgen. Sie werden dann auch auf
Daten zugreifen können, die dort bereits gespeichert sind. Das soll zwar im
geplanten Gesetz ausdrücklich nicht vorgesehen sein, wird aber die geheimen
Schnüffler kaum bremsen. Eine parlamentarische Überwachung ihrer
Aktivitäten ist angesichts deren Vielzahl und Komplexität sowieso
ausgeschlossen.

"Es besteht die Gefahr, dass das Ausmaß der staatlichen Überwachung
 in der praktischen Anwendung das für eine Demokratie erträgliche Maß
 übersteigt",


warnte der Bundesdatenschutzbeauftragte Ulrich Kelber, SPD.(16) Das
kümmerte die Große Koalition jedoch nicht die Bohne.


Entgegen dem Mehrheitswillen

Ignoriert wird, wie so oft und in vielen existenziellen Fragen unseres
Gemeinwesens, die Mehrheitsmeinung der Bevölkerung: Durchschnittlich 59
Prozent der Teilnehmer an einer weltweiten Umfrage von Amnesty
International sprachen sich gegen die Überwachung ihrer Internet- und
Mobilfunknutzung durch staatliche Instanzen aus. Am größten ist die
Ablehnung in Deutschland: 69 Prozent, mehr als zwei Drittel, sind
dagegen.(17)

Alle von Konzerngiganten wie Google, Apple, Facebook & Co. gesammelten
Daten sind den deutschen Geheimdiensten schon jetzt zugänglich,
gegebenenfalls mithilfe der US-Spionage. Hinzu kommen alle Erkenntnisse,
die sich unsere Geheimpolizei und die anderen Geheimdienste aus eigener
Kompetenz, aber nicht immer legal verschaffen.

ARD-Tagesschau, ZDF-heute und Deutschlandradio informieren allenfalls
marginal über das immer enger gezogene Überwachungsnetz. Dem
"Trojaner"-Projekt widmete ARD-aktuell gerade mal drei Sätze.(18) Über
Fingerabdruckspeicherung in der neuen Kennkarte (zugleich abgespeichert im
Zentralregister der Einwohnermeldebehörde) fiel gar nur ein einziger Satz
in einem Beitrag über den perfektionierten "Zehn-Jahres-Personalausweis".
Relativ umfangreich war zwar die Berichterstattung über die elektronische
"Gesichtserkennung", ausgesprochen kritische Positionen wurden dabei jedoch
nicht bezogen.(19)

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk übt keine demokratieschützende,
kontrollierende "Vierte Gewalt" im Staate aus, sondern dient sich ihm als
desinformatives Gewaltinstrument an. Selbst für den Einsatz im
privathäuslichen Raum.


Schnüffelstaat: Aversion und Akzeptanz

Die unkritische, konformistische Nachrichtenpraxis der
öffentlich-rechtlichen Sender divergiert beim Thema Schnüffelstaat
besonders krass mit dem Bürgerwillen: 61 Prozent der Deutschen sind
besorgt, dass der Staat sie zu weitgehend überwacht. 49 Prozent befürchten,
die Gefahr exzessiver staatlicher Überwachung werde weiter zunehmen.(20)

Die Sorge vor übertriebener Kontrolle hat in der Corona-Krise zunächst
etwas abgenommen. Anordnung und Überwachung behördlicher
Hygienevorschriften wurden mehrheitlich nicht als Angriff auf individuelle
Freiheit, sondern als zweckdienlich zum Schutz der Gesundheit erachtet. In
einer Umfrage des Meinungsforschungsinstituts YouGov im Auftrag der
Deutschen Presse-Agentur sagten im März 50 Prozent der Interviewten, sie
hielten Ermittlung und Ortung der Kontaktpersonen von Infizierten anhand
der Mobiltelefondaten für sinnvoll. Nur 38 Prozent fanden sie unangemessen,
12 Prozent machten keine Angaben.(21)

In einer neueren Meinungsumfrage kurz vor dem zweiten, milderen "Lockdown"
hat die Gegnerschaft jedoch wieder zugenommen. Nur noch 37 Prozent der
Bundesbürger wollten eine Pflicht zur Installation der Corona-Warn-App
gutheißen. Eine deutliche Mehrheit von 58 Prozent lehnte eine solche
Pflicht laut einer Forsa-Umfrage im Auftrag der RTL/n-tv-Redaktion hingegen
ab.(22)

Vom wissenschaftlichen Standpunkt her wäre es folgerichtig, auch
elektronische Überwachungsmittel zur Beendigung der gefährlichen
Virus-Pandemie zu nutzen, meint (nicht nur) der Philosoph Julian
Nida-Rümelin, Kulturstaatsminister a.D. (23, 24). Also genau das, was die
fernöstlichen Länder mit so überragendem Erfolg praktizierten, um
Infektionsquellen zu ermitteln und Infektionsketten zu stoppen.


Begründbarer Verdacht

Nicht von ungefähr kommt der Verdacht, die Einschränkungen und Kontrollen
dienten zu mehr als bloß der Verbesserung des Gesundheitsschutzes, nämlich
zum Ausspähen in sachfremder, polizeistaatlicher Absicht.

Ein aktueller Vorgang bestärkt die Besorgnis: Vor dem Hintergrund der
Terrorismus-Hysterie nach dem Anschlag auf die Zwillingstürme in New York
anno 2001 hatte auch der deutsche Gesetzgeber umfassende Rechtsgrundlagen
zur Herausgabe und Speicherung von personenbezogenen Informationen
geschaffen, zum Beispiel zur Feststellung von mobilen Telefonnummern. Die
entsprechenden Gesetze erweiterten bedingt die Erlaubnis zu staatlicher
Überwachung und waren zudem nur befristet gültig. Jetzt allerdings fällt
alle Zurückhaltung: Trotz schwerwiegender Bedenken der Sachverständigen
wurden die Befristungen aufgehoben. Was damals nur mit Vorsicht und sparsam
gehandhabt werden durfte, kann jetzt in aller Breite angewendet
werden.(25)

Aufgabe der Medien - insbesondere der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten - wäre es, dieser hochproblematischen Entwicklung
entgegenzutreten und ihre Protagonisten anzuprangern. Doch Nichts
dergleichen geschieht.

"Wir sind Deutschlands Nachrichtenmarke Nr. 1, und Sie haben einen
 Anspruch darauf, auf jedem Ausspielweg das beste Nachrichtenprodukt zu
 bekommen"
(26)


behauptet die Chefredaktion der ARD-aktuell. Dass sie es wagt, sich und
ihre Mannschaft als Lieferant des "besten Nachrichtenprodukts" zu
empfehlen, beweist ihren dringenden Bedarf an einem Impfstoff gegen
Arroganz und Realitätsverlust.


Quellcode der Fehlentwicklung

ARD-aktuell verstößt mit seiner Nachrichtengestaltung permanent gegen die
in den Staatsverträgen festgelegten Programmrichtlinien. Stichworte:
Verpflichtung zur Objektivität, zur Vollständigkeit, zur Förderung des
Friedens, zur Trennung von Nachricht und Meinung, zur Unparteilichkeit, zur
Wahrung "anerkannter journalistischer Grundsätze", zur
Wahrhaftigkeit... Wirksame Schritte gegen den normenverletzenden,
gesetzwidrigen, agitatorisch-propagandistischen "Qualitätsjournalismus"
werden jedoch nicht unternommen.

Dazu verpflichtet und dafür zuständig wäre u.a. der Rundfunkrat des NDR,
bestehend aus Mitgliedern "gesellschaftlich relevanter Gruppen". Jahrelange
Erfahrung mit diesen Mitgliedern (ein paar Ausnahmen bestätigen die Regel)
zeigt jedoch, dass sie weder willens noch fähig sind, ihre Kontrollfunktion
effektiv wahrzunehmen.

Daran wird sich auf absehbare Zeit nichts Wesentliches ändern. In der
gerade jetzt anstehenden Novellierung des NDR-Staatsvertrags - der NDR ist
Veranstalter der Nachrichtensendungen der ARD-aktuell - sind zwar ein paar
Verbesserungen vorgesehen: Die Sitzungen des Rundfunkrates werden
öffentlich sein; die Amtszeiten von Intendanten und Gremienmitgliedern
werden begrenzt; die Rechnungshöfe dürfen künftig auch das Finanzgebaren
der kommerziellen NDR-Tochtergesellschaften prüfen, z.B. das der "Studio
Hamburg" GmbH. Am Wichtigsten aber, an der fehlenden demokratischen
Legitimation der Gremien, wird nichts verbessert. Welche Gruppe
"gesellschaftlich relevant" ist und Entsenderechte in den Rundfunkrat
erhält, wird weiterhin in den Staatskanzleien der Bundesländer
ausgekungelt, zwischen Hamburg, Hannover, Kiel und Schwerin.

Auch in Zukunft wird kein Rundfunkrat in freier und allgemeiner Wahl
bestellt. Parteien, Kirchen, Interessenverbände der Wirtschaft und der
Gewerkschaften, Mini-Clubs wie die "Vereinigung der Opfer des Stalinismus"
und die Umwelttruppe "Robin Wood" dürfen weiterhin ihre Laiendarsteller in
die Rundfunkaufsichtsgremien entsenden. Dort schließen sie sich den
"Freundeskreisen" von CDU-Nahen oder SPD-Orientierten an. Und daraus folgt,
dass im Rundfunkrat statt demokratisch legitimierter Programmkontrolle
konspirative Hochämter für parteipolitische Interessen stattfinden.

Damit steht fest, dass der NDR mit seinen Programmangeboten auch in Zukunft
nicht gegen den Stachel löckt, sondern sich den Vorgaben unserer
Parteien-Oligarchie anpasst. Peter Scholl-Latours Verdikt bleibt gültig:

"Wir leben in einem Zeitalter der Massenverblödung, besonders der
 medialen Massenverblödung."
(27)


Der große alte Mann des Journalismus wusste, wovon er sprach.


Quellen und Anmerkungen

Eine erweiterte Fassung dieses Beitrags erscheint im "Freidenker", Heft
4-2020,

https://www.freidenker.org

(1) https://covid19.who.int/table (Stichtag 9. Nov. 2020)

(2) https://www.dw.com/de/china-hilft-italien-in-der-corona-krise/a-52858981?maca=de-rss-de-all-1119-xml-atom

(3) https://www.tagesschau.de/ausland/china-corona-137.html

(4) https://www.datenschutz.org/google-datenschutz/

(5) http://www.rechtzweinull.de/archives/203-schufa-plant-sammlung-von-daten-aus-facebook-xing-co-datenschutzrechtlich-zulaessig-oder-absolutes-no-go.html

(6) https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/commission-and-germanys-presidency-council-eu-underline-importance-european-health-data-space

(7) https://www.br.de/nachrichten/netzwelt/staatstrojaner-geheimdienste-sollen-zugriff-auf-chats-bekommen,SE91OLg

(8) https://www.gesetze-im-internet.de/pauswg/BJNR134610009.html

(9) https://www.verdi.de/presse/pressemitteilungen/++co++8777f162-0b79-11ea-a0a2-525400940f89

(10) https://metager.de/meta/meta.ger3?eingabe=Anzahl+der+Überwachungskameras+in+Berlin&submit-query=&focus=web

(11) https://www.sueddeutsche.de/panorama/ueberwachung-in-deutschland-kameras-werden-niemanden-von-straftaten-abhalten-1.3312098

(12) https://www.heise.de/newsticker/meldung/Bundesregierung-Videoueberwachung-mit-Gesichtserkennung-als-Black-Box-1848471.html

(13) https://www.tagesschau.de/inland/gesichtserkennung-147.html

(14) https://www.heise.de/tp/features/Unter-Generalverdacht-Fingerabdruck-fuer-Personalausweis-4951377.html

(15) https://digitalcourage.de/blog/2020/fingerabdruecke-personalausweis-anhoerung-innenausschuss

(16) https://www.heise.de/news/Trojaner-fuer-Geheimdienste-Datenschuetzer-sieht-die-Demokratie-bedroht-4937993.html

(17) https://www.spiegel.de/netzwelt/netzpolitik/umfrage-59-prozent-gegen-massenueberwachung-a-1024022.html

(18) https://www.tagesschau.de/multimedia/video/video-777069.html

(19) https://www.tagesschau.de/inland/gesichtserkennung-147.html

(20) https://www.daten-speicherung.de/index.php/meinungsumfrage-freiheit-von-uberwachung-ist-nicht-verwirklicht/comment-page-1/

(21) https://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/503140/Umfrage-Jeder-Zweite-hat-nichts-gegen-Handy-UEberwachung-im-Kampf-gegen-Corona

(22) https://www.rtl.de/videos/corona-warn-app-verpflichtend-fuer-alle-buerger-5fa40dfd2d28a513ac2b6092.html

(23) https://daserste.ndr.de/annewill/archiv/Corona-Infektionen-erreichen-Hoechstwerte-hat-Deutschland-noch-die-richtige-Strategie,erste11542.html Nida-Rümelin, ab ca. 13'25"

(24) https://www.t-online.de/nachrichten/wissen/geschichte/id_88582030/harari-zur-pandemie-corona-hat-das-potential-die-welt-besser-zu-machen-.html

(25) https://www.heise.de/news/Bundestag-Temporaer-eingefuehrte-Anti-Terror-Befugnisse-gelten-dauerhaft-4949908.html

(26) https://blog.tagesschau.de/2020/08/05/die-explosionen-in-beirut-in-der-tagesschau-und-den-tagesthemen/

(27) https://www.heise.de/tp/features/Scholl-Latour-Wir-leben-in-einer-Zeit-der-Massenverbloedung-3364167.html?seite=all


Das Autoren-Team:

Friedhelm Klinkhammer, Jahrgang 1944, Jurist. 1975 bis 2008
Mitarbeiter des NDR, zeitweise Vorsitzender des NDR-Gesamtpersonalrats
und des ver.di-Betriebsverbandes sowie Referent einer
Funkhausdirektorin.

Volker Bräutigam, Jahrgang 1941, Redakteur. 1975 bis 1996
Mitarbeiter des NDR, zunächst in der Tagesschau, von 1992 an in der
Kulturredaktion für N3. Danach Lehrauftrag an der Fu-Jen-Universität
in Taipeh.


Anmerkung der Autoren:

Unsere Beiträge stehen zur freien Verfügung, nichtkommerzielle Zwecke
der Veröffentlichung vorausgesetzt. Wir schreiben nicht für Honorar,
sondern gegen die "mediale Massenverblödung" (in memoriam Peter
Scholl-Latour). Die Texte werden vom Verein "Ständige
Publikumskonferenz öffentlich-rechtlicher Medien e.V."
dokumentiert:

https://publikumskonferenz.de/blog

 * 

Quelle:

Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer
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POLITIK/263: Covid-19-Impfstoff - Verteilungsstrategien Berlin, EU, China und Russland... (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 11. November 2020

german-foreign-policy.com

Die "Geopolitik des Impfstoffs"

Berlin und EU bleiben bei der Verteilung des Covid-19-Impfstoffs auf
sich fokussiert. China erzielt mit dem Export des Vakzins Einflussgewinne.



BERLIN/BEIJING - Trotz des deutsch-US-amerikanischen Durchbruchs bei
der Entwicklung eines Covid-19-Impfstoffs sagen Experten im globalen
Kampf gegen die Pandemie chinesische Einflussgewinne voraus. Während
in Deutschland diskutiert wird, wie das Vakzin nun in der EU verteilt
werden soll, hat China nicht nur erste Impfungen im eigenen Land durchgeführt,
sondern auch angefangen, anderen Staaten Impfdosen zur Verfügung zu
stellen; damit ist etwa in den Vereinigten Arabischen Emiraten bereits
medizinisches Personal immunisiert worden. Chinesische Impfstoffe sollen
in Südostasien sowie in Afrika in Lizenz produziert werden, um in ausreichendem
Maß vorhanden zu sein; zahlreiche Länder sollen privilegiert beliefert
werden. Beobachter konstatieren, China könne sich damit "als verlässlicher
Partner" präsentieren und seine internationale Position stärken. Auch
Russland hat mehreren Ländern eine bevorzugte Versorgung mit seinem
Impfstoff in Aussicht gestellt. Unter Experten ist bereits von einer
"Geopolitik des Impfstoffs" die Rede.

Das erste Vakzin im Westen

Deutschland und die EU haben sich erste 200 Millionen Dosen des neuen
Covid-19-Impfstoffs gesichert, den das Mainzer Biotechunternehmen BioNTech
sowie der US-Pharmakonzern Pfizer gemeinsam entwickelt haben. Der Impfstoff
dürfte in Kürze in den USA und in der EU zugelassen werden; damit wäre
er nicht nur das erste Vakzin gegen Covid-19, sondern auch das erste
auf der Basis sogenannter Boten-Nukleinsäuren (mRNA) wirkende Mittel,
dessen Nutzung im großen Stil im Westen genehmigt wird. mRNA-Vakzine
gelten als Zukunftswaffe gegen Epidemien sowie möglicherweise auch gegen
Krebs.[1] Der BioNTech-Pfizer-Impfstoff bietet mutmaßlich einen 90-prozentigen
Schutz. Neben der EU haben sich auch die USA (100 Millionen Dosen),
Japan (120 Millionen) und Großbritannien (30 Millionen) Zugriff gesichert;
Brüssel hält außerdem die Option auf weitere 100 Millionen.[2] Die beiden
Hersteller geben an, bis Jahresende 50 Millionen Dosen produzieren zu
können; im kommenden Jahr sollen bis zu 1,3 Milliarden Dosen folgen.
Da die EU ihre Dosen nach Bevölkerungsgröße an ihre Mitglieder vergeben
wird, könnte Deutschland mit zunächst gut 37 Millionen, im Falle einer
optional aufgestockten Gesamtmenge von 300 Millionen EU-Dosen mit 56
Millionen rechnen.[3] Pro Person werden zwei Dosen benötigt. Wie lange
die Impfung wirksam bleibt, ist noch nicht bekannt.

Erfolgreich geimpft

Mit dem Impfstoff holt der transatlantische Westen in der globalen Konkurrenz
auf. In Russland hatte das Gamaleya-Institut bereits im August einen
Impfstoff registrieren lassen, dabei freilich auf die als obligatorisch
geltende dritte Testphase verzichtet - ein Vorgehen, das weithin als
riskant eingestuft wird, wenngleich das Gamaleya-Institut bereits seit
den 1980er Jahren an Adenoviren forscht, also als sehr erfahren gelten
kann und einen international anerkannten Ebola-Impfstoff entwickelt
hat.[4] In China sind im Oktober die ersten Impfungen vorgenommen worden,
auch wenn die dritte Testphase bei den dortigen Herstellern gleichfalls
noch andauerte; geimpft wurden, da die Pandemie in der Volksrepublik
praktisch besiegt ist, vor allem Chinesen, die aus beruflichen Gründen
ins Ausland reisten. Sinopharm, einer der Impfstoffproduzenten, berichtet
nun, unter den rund 56.000 Chinesen, die nach der Impfung in andere
Länder aufgebrochen seien, seien weder Nebenwirkungen noch Ansteckungen
verzeichnet worden. Als ein Beispiel nannte der Konzern das Huawei-Büro
in Mexiko, von dessen 99 Mitarbeitern 81 geimpft worden und gesund geblieben
seien, während zehn nicht geimpfte Angestellte sich inzwischen infiziert
hätten. Mexiko zählt zu den Ländern, die besonders schwer von der Pandemie
betroffen sind.[5]

Fast alles aufgekauft

Mit Blick auf die globale Konkurrenz um die Herstellung und die Verteilung
der Vakzine sprechen Beobachter längst von einer "Geopolitik des Impfstoffs".
Dabei geht es zum einen um das Prestige, das gewinnen kann, wer als
erster das begehrte Mittel herstellt. So urteilte beispielsweise die
Londoner Financial Times im August, die abschätzigen Äußerungen im Westen
über die rasche, nicht risikolose Registrierung des Impfstoffs in Russland
noch vor der dritten Testphase wurzelten womöglich "mehr in der Geopolitik
als in der Wissenschaft".[6] Zum anderen geht es um die künftige globale
Verteilung der Vakzine. Sie kann keineswegs als gesichert gelten. So
rief noch vor kurzem die US-Zeitschrift Foreign Affairs in Erinnerung,
als im Jahr 2009 die "Schweinegrippe" gewütet habe, sei es zwar gelungen,
in lediglich sieben Monaten einen Impfstoff herzustellen; doch hätten
dann reiche Länder fast die gesamten Bestände aufgekauft.[7] Erst nach
Intervention der WHO hätten sich einige Staaten bereitgefunden, zehn
Prozent ihrer Vakzine mit ärmeren Ländern zu teilen. Weil eine ähnliche
Entwicklung auch diesmal nicht ausgeschlossen schien, startete die WHO
ihre "Covax"-Initiative, die eine globale Verteilung eines künftigen
Impfstoffs plant. Freilich beteiligen sich nicht alle Länder an ihr;
insbesondere die USA bleiben ihr fern.

Feste Lieferzusagen

Russland und China, das zugleich an Covax teilnimmt, haben ihrerseits
begonnen, andere Länder mit dem Impfstoff zu unterstützen. Bereits im
September wurde berichtet, Moskau habe dazu erste Absichtserklärungen
mit mehr als zehn Ländern Asiens, Südamerikas sowie des Mittleren Ostens
getroffen.[8] Ägypten beispielsweise wird von Russland 25 Millionen
Dosen erhalten; selbst das EU-Mitglied Ungarn hat mittlerweile explizit
Interesse bekundet.[9] China wiederum befindet sich in der günstigen
Lage, nach dem Sieg über die Pandemie im eigenen Land zur Zeit nicht
akut auf Impfungen angewiesen zu sein; es kann seine Impfstoffe daher
in größerem Umfang exportieren. Feste Lieferzusagen haben unter anderem
die Länder erhalten, in denen chinesische Konzerne die Vakzine testen,
was in China mangels Ansteckungsgefahr faktisch nicht möglich ist; so
werden beispielsweise Indonesien und Brasilien beliefert, etwa der brasilianische Bundesstaat São Paulo, der 46 Millionen Dosen erhalten soll. Die Vereinigten
e Bundesstaat São Paulo, der 46 Millionen Dosen erhalten soll. Die Vereinigten
Arabischen Emirate, in denen ebenfalls ein chinesisches Vakzin getestet
wurde, haben bereits im Oktober ein Notprogramm realisiert, bei dem
unter anderem medizinisches Personal, Lehrer und Flughafenangestellte
geimpft wurden.

Verlässlicher Partner

Darüber hinaus bietet Beijing diversen Ländern Südostasiens und Afrikas
privilegierten Zugang zu seinen Impfstoffen an. Indonesien, das Tests
für Sinovac durchführt, wird das Vakzin im eigenen Land produzieren
dürfen. Eine ähnliche Vereinbarung erstreben die Philippinen. Prioritären
Zugriff hat die Volksrepublik Malaysia, Vietnam, Laos, Kambodscha, Thailand
und Myanmar versprochen. Dazu hieß es vergangene Woche auf dem auf die
Asien-Pazifik-Region spezialisierten Portal "The Diplomat", China nutze
die Chance, sich den Staaten Südostasiens "als verlässlicher Partner"
zu präsentieren, dies in einer Zeit, in der der Westen alles daran setze,
sie gegen Beijing in Stellung zu bringen.[10] Ähnlich verhält es sich
auf dem afrikanischen Kontinent. Dort hat die Jack Ma Foundation in
enger Kooperation mit Ethiopian Airlines, einer der größten Fluggesellschaften
des Kontinents, bereits erhebliche Mengen an Schutzausrüstung für den
Kampf gegen die Covid-19-Pandemie geliefert; der chinesische Biotechkonzern
BGI hat in einem Außenbezirk von Äthiopiens Hauptstadt Addis Abeba eine
Fabrik zur Herstellung von Covid-19-Testskits errichtet.[11] Beijing
hat darüber hinaus Unterstützung bei der Belieferung mit Impfstoffen
zugesagt - während, wie die Zeitschrift "The Africa Report" konstatierte,
die USA sowie die Staaten Europas "auffallend still" geblieben seien.
Gelinge die Impfung, dann stehe Beijing vor "einem enormen diplomatischen
Sieg auf dem Kontinent" [12] - dies in einer Zeit, in der Berlin und
die EU sich vergeblich bemühen, ihren schwindenden Einfluss in Afrika
wieder zu intensivieren (german-foreign-policy.com berichtete [13]).

Gewinner: China

Bereits Ende Oktober konstatierte ein Experte des US-amerikanischen
Council on Foreign Relations (CFR), China werde letztlich "der Gewinner"
bei dem Versuch sein, "seinen Einfluss im globalen Rennen um Impfstoffe
zu vergrößern".[14] Die Entwicklung in Südostasien und auf dem afrikanischen
Kontinent gibt der Einschätzung recht - ebenso wie die Fokussierung
der EU in Sachen Impfstoff auf sich selbst.


Mehr zum Thema: "In der zweiten Welle."

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8417/
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FRAGEN/078: Rechtsradikal, homophob und beliebt wie noch nie - Brasiliens Präsident Jair Bolsonaro (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Rechtsradikal, homophob und beliebt wie noch nie - Brasiliens 
Präsident, Jair Bolsonaro

Interview mit Andreas Nöthen von Rufus Dahm, 14. November 2020



Der Amazonas in Flammen, mehr als 150.000 Tote nach COVID-19
Erkrankung, homophobe Morde an der Tagesordnung, Vertreibung der
indigenen Bevölkerung, Wirtschaftskrise. Die Serie an Hiobsbotschaften
über die größte Volkswirtschaft Lateinamerikas reißt nicht ab. Und
Brasiliens Präsident, Jair Bolsonaro? Verzeichnet derzeit so hohe
Zustimmungswerte wie noch nie in seiner Amtszeit. Wie passt das
zusammen? Und woher stammt der Mann überhaupt?

Diese und weitere Fragen stellte ich Andreas Nöthen, der dreieinhalb
Jahre als Korrespondent in Brasilien verbrachte und in seinem Buch
Bulldozer Bolsonaro: Wie ein Populist Brasilien ruiniert [1],
Bolsonaros Werdegang und Politik verständlich, kontextualisiert und
fundiert darstellt.

 * 

Herr Nöthen, Jair Bolsonaros politischer Ursprung und Werdegang ist
hierzulande kaum bekannt. Wie schaffte er es vom viel betitelten
"Hinterbänkler" des Parlaments in das mächtigste Amt des Landes?

Andreas Nöthen: Bolsonaro hat für einen Politiker einen sehr
ungewöhnlichen Lebenslauf. So schaffte er - aus einem einfachen,
ländlichen Milieu stammend - den Weg ins Militär, wo er es zum
Hauptmann brachte. Da er dort der Ansicht war, dass der Soldatensold
zu niedrig sei, lehnte er sich öffentlichkeitswirksam dagegen auf. Als
Reaktion darauf wurde er aus der Gruppe entfernt. Er konnte zwar
seinen Rang als Hauptmann der Reserve behalten, ging aber in die
Politik. Dem Militär blieb er in der Idee treu und betrieb im
Kongress, in welchen er sich mit ordentlichen Ergebnissen einwählen
ließ, Lobbyarbeit für militärische Belange. Im Großen und Ganzen
spielte er dort politisch aber 28 Jahre lang eine untergeordnete
Rolle. Er versuchte sich aber anderweitig, in Talkshows und mit
ausfallenden Bemerkungen, Geltung zu verschaffen.

War schon zu jenem Zeitpunkt seine rechtsextreme Gesinnung zu
erkennen?

Ja, das kann man schon sagen. So schlug er beispielsweise vor, in den
Favelas Abtreibungspillen zu verteilen, um die dortige Überpopulation
zu bremsen. Oder er sagte zu einer Abgeordneten in einer
Kongressdebatte über Vergewaltigungen: du kannst das alles gar nicht
beurteilen, du bist sogar zu hässlich um vergewaltigt zu werden.

Die von Ihnen als "Dreifachkrise" bezeichnete Melange von
Wirtschaftskrise, politischer Handlungsunfähigkeit nach Rouseffs
Amtsenthebung und Korruption mündete dann ...

... in dem Verlangen der brasilianischen Bevölkerung nach einfachen
Lösungsansätzen, die Bolsonaro zu präsentieren verstand. Außerdem
verkörperte er einen Gegenpol zur PT (Partido dos Trabalhadores,
Partei der Arbeiter), die in viele der zahlreichen Korruptionsskandale
verwickelt war.

In ihrem Buch widmen Sie sich ausführlich Bolsonaros Biografie,
zeichnen das Bild eines Provokateurs und Aufrührers. Ist Bolsonaros
Führungsstil ähnlich impulsiv und unberechenbar wie der des
scheidenden Präsidenten der Vereinigten Staaten, Donald Trump?

Erst einmal glaube ich, dass beide impulsiver tun als sie es
tatsächlich sind. Es ist Teil ihrer Strategie, opportunistisch auf den
berühmten "fahrenden Zug" aufzuspringen. Unter dem Strich verfolgen
aber beide eine Dekonstruktion des jeweiligen Staatsapparates.
Bolsonaro beispielsweise - ein Verehrer der damaligen Militärdiktatur -
hat sich das Militär bewusst in die Regierung geholt und ist permanent
auf Konfrontationskurs mit dem Obersten Gerichtshof. Im Bildungssektor
droht eine Umdeutung der Geschichtsschreibung bezüglich der
Militärdiktatur und auch die Abtreibungsdebatte wurde - wie auch bei
Trump - durch Unterstützung der Evangelikalen neu entfacht. So wie
Trump mit Dekreten die Parlamente zu umgehen versucht, will auch
Bolsonaro eine klare Befehlsstruktur etablieren: wie er es aus seiner
Zeit im Militär eben kennt.

Bolsonaros Zustimmungswerte sind derzeit so hoch wie noch nie in
seiner Amtszeit. In ihrem Buch schrieben Sie, Brasilien habe unter
Bolsonaro den Rückwärtsgang eingelegt hat. Wie passt das zusammen?

Zum einen schafft er es, seine radikalen Anhänger, die gleichzeitig
seine Wahlbasis bilden, durch entsprechende Vorstöße bei der Stange zu
halten. Im Wesentlichen hat es aber damit zu tun, dass der Staat,
insbesondere für den informellen Sektor, massiv finanzielle Hilfen
ausgeschüttet hat. Im armen Nordosten des Landes, eigentlich
Lula-Land, kommt das natürlich gut an...

... basiert aber auf zusätzlicher Schuldenaufnahme.

Stimmt. Schon Dilma Rouseff hatte versucht, mit kurzfristigen
Kreditaufnahmen Budgetlöcher zu stopfen, was dann letztlich zu dem
Impeachment-Vorwurf geführt hatte. Die Werte sind tatsächlich sehr
gut, ich denke aber, dass dort viel "Gunst der Stunde" dabei ist.

Sowohl die Berichterstattung deutscher Leitmedien als auch die
Darstellung in "Bulldozer Bolsonaro" ist Bolsonaro gegenüber
hochkritisch. Sind die "Fora Bolsonaro"-Stimmen in Brasilien nicht so
zahlreich - oder vor allem so laut - wie man es hier vermuten
würde?

Im Moment ist es tatsächlich schwierig. Es gibt sicherlich Widerstand,
besonders vonseiten der LGBTI-Community und der Schwarzen Bevölkerung.
Die politische Linke ist aber aufgesplittert. Beim Stichwahlgang
zwischen Haddad (PT) und Bolsonaro brachte es keiner der anderen
linken Kandidaten wie Ciro Gomes oder Marina Silva über das Herz,
seine Wählerschaft zur Unterstützung von Haddad aufzufordern. Der PT
fehlt der Selbstreinigungsprozess, auch personell. Dass Lula da Silva
immer noch als Übervater herumgereicht wird, hemmt diesen Prozess.
Auch die Tatsache, dass die PT ideologisch sehr starr ist, hilft
indirekt Bolsonaro.

Bolsonaro hetzt ununterbrochen gegen Minderheiten: Schwarze,
Indigene, LGBTQ+. Haben auch in der Bevölkerung Ressentiments und
Polarisierung zugenommen?

Definitiv. Insbesondere im Wahlkampf war zu sehen - wie jetzt auch in
den USA - dass innerhalb von Familien Befürworter beider Seiten
letztlich nicht mehr miteinander geredet haben. Mit meiner
Sprachlehrerin, einer Unterstützerin Bolsonaros, diskutierte ich
häufig und fragte sie, wie sie Bolsonaro nur wählen könne. Selbst wenn
man Argumente hatte, hieß es dann immer: aber die PT ...

Bei Anfeindungen oder diskriminierenden Aussagen im öffentlichen Raum
zucken viele mittlerweile mit den Schultern, rechtsradikale
Gruppierungen gewinnen an Einfluss und zeigen sich ohne jegliche
Hemmungen in der Öffentlichkeit. Unter ihnen existiert das Gefühl,
dass ihre Einstellung von der Regierung legitimiert und von der
Gesellschaft erwünscht sei.

Sie attestieren, der Autoritarismus habe sich wieder breit gemacht.
Ist die erst junge Demokratie Brasiliens noch zu retten?

Ich denke schon - oder hoffe es zumindest. Man weiß natürlich nicht,
wie lange die Episode Bolsonaro letztendlich anhalten wird.
Nationalistische Tendenzen nehmen, wie auch die Abkehr vom
Multilateralismus, weltweit weiterhin zu. Die Abwahl von Trump bei den
Präsidentschaftswahlen könnte aber wegweisend sein. Vielleicht läutet
sich hier eine Trendwende ein. Die Achse Trump-Bolsonaro scheint
wegzubrechen, was wiederum zu noch mehr außenpolitischer Isolation
Brasiliens führen würde.

Sind unter Bolsonaro irreparable Schäden am demokratischen Gefüge
entstanden?

Wenn ein Präsident ständig an Institutionen zweifelt, nimmt das
natürlich Schaden. Und darauf muss man bei Bolsonaro gefasst sein:
dass er es auch weiter versucht, die Demokratie auszuhebeln, wenn es
seiner Machtfestigung nützt. In zwei Wochen kann es jedoch wieder ganz
anders aussehen. In Bolivien wurde jetzt wieder ein linker
Präsidentschaftskandidat mit deutlicher Mehrheit ins Amt befördert:
das typisch lateinamerikanische Wechselspiel zwischen beiden
politischen Extremen.

Herr Nöthen, ich danke Ihnen für dieses Gespräch.

Sehr gerne, ich danke auch!



Andreas Nöthen: Bulldozer Bolsonaro. Wie ein Populist Brasilien
ruiniert.

Erschienen: August 2020 im Ch. Links Verlag

240 Seiten, 18,00 EUR

ebook 9.99 EUR


Anmerkung:

[1] https://www.christoph-links-verlag.de/index.cfm?view=3&titel_nr=9096
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Brasilien

Hoffnungsschimmer für die Opposition

von Niklas Franzen

Brasiliens Präsident Bolsonaro hat eine Klatsche erlitten. 
Bei den Kommunalwahlen haben die meisten von ihm 
unterstützten Kandidat*innen verloren.

(Berlin, 16. November 2020, taz).- Aus seiner Garage im armen Stadtrand von
São Paulo meldete sich am Sonntagabend der linke
Bürgermeisterkandidat Guilherme Boulos zu Wort: "Wir haben das Programm von
Hass, Rückschritt und Lügen besiegt." Kurz zuvor war bestätigt worden, dass
er in Lateinamerikas größter Stadt in die Stichwahl einzieht.

Der 38-jährige Boulos ist Koordinator der Wohnungslosenbewegung MTST und
war im Jahr 2018 Präsidentschaftskandidat für die Partei für Sozialismus
und Freiheit (PSOL). Am Sonntag bekam der Sozialist 20 Prozent der Stimmen.
Vorn lag der amtierende Bürgermeister Bruno Covas von der
Mitte-rechts-Partei PSDB, der sich nun als Gegenwicht zu "den Radikalen"
verkaufen will.

Da Covas über mehr Zeit für TV-Werbespots und einen stabilen Parteiapparat
verfügt, wird es für den Politaktivisten Boulos schwer. Dennoch: Für die
krisengebeutelte Linke war das Wahlergebnis vom Sonntag ein langersehnter
Hoffnungsschimmer. Knapp 150 Millionen Brasilianer*innen waren zur Wahl von
mehr als 5.000 Kandidat*innen aufgerufen. Das Wahlsystem sieht in Städten
mit mehr als 200.000 Einwohner*innen eine zweite Runde vor, wenn kein*e
Kandidat*in die absolute Mehrheit holt.

Rio: Nur rechte Kandidaten in der Stichwahl

In Rio de Janeiro werden sich zwei rechte Politiker in der Stichwahl
gegenüberstehen: Ex-Bürgermeister Eduardo Paes und Amtsinhaber Marcelo
Crivella. Ein lang diskutiertes Wahlbündnis linker Parteien war
gescheitert. Die Kandidatin der Arbeiterpartei PT landete mit 11 Prozent
nur auf dem vierten Platz.

In der südbrasilianischen Hafenstadt Porto Alegre zieht Manuela
D'&Aacute&vila, Kandidatin der sozialdemokratisch geprägten Kommunistischen
Partei von Brasilien (PCdoB), als Zweitplatzierte in die Stichwahl. In der
Küstenmetropole Salvador wurde der Mitte-rechts-Kandidat Bruno Reis mit 65
Prozent der Stimmen direkt gewählt.

Neben den Bürgermeister*innen wählten die Brasilianer*innen am Sonntag auch
die Stadträt*innen. Vielen Schwarzen, LGBTI und Indigenen gelang es, sich
ihren Platz in der Politik zu erkämpfen. In Rio de Janeiro wird Monica
Benício, Witwe der ermordeten Politikerin Marielle Franco, künftig im
Stadtparlament sitzen. In São Paulo zieht die schwarze Transfrau
Erika Hilton als Abgeordnete mit den meisten Stimmen in den Stadtrat der
Megametropole. Beide Politiker*innen sind Mitglied der PSOL.

Sozialisten laufen PT Rang ab

Die sozialistische Partei, die 2004 von abtrünnigen Politiker*innen der
Arbeiterpartei PT gegründet wurde, läuft der PT immer mehr den Rang ab. Bis
auf einzelne Ausnahmen setzte diese ihren Abwärtstrend fort.

Die PSOL genießt große Unterstützung bei der jungen Wählerschaft und der
intellektuellen Mittelschicht. Auch die linke Kulturszene hatte sich fast
einstimmig hinter PSOL-Kandidat Boulos gestellt. Dennoch: Trotz
charismatischer Politiker*innen und eines klar linken Profils hat die
Partei Probleme, arme Wähler*innen zu mobilisieren so wie es der PT viele
Jahre gelang.

Auffällig ist das schlechte Abschneiden von Kandidat*innen, die
Rückendeckung von Präsident Jair Bolsonaro erhielten. Der von Bolsonaro
unterstützte Kandidat in São Paulo landete nur auf dem vierten
Platz. Präsidentenspross Carlos holte 34 Prozent weniger Stimmen als vor
vier Jahren. Bolsonaro versuchte noch am Sonntag, den Ausgang der Wahl
herunterzuspielen.

Die Kommunalwahlen sind allerdings kaum ein Gradmesser für die
Präsidentschaftswahl 2022. Dafür ist das Parteiensystem in Brasilien zu
komplex und Wahlentscheidungen sind zu sehr personalisiert. Trotz des
"Schiffbruchs" seiner Kandidat*innen, wie die Zeitung Folha de
São Paulo schrieb, verzeichnet Bolsonaro derzeit Rekordwerte in
den Umfragen. Und falls der populäre Ex-Präsident Luis Ignácio Lula da
Silva 2022 noch einmal antritt, könnte auch der Sinkflug der PT aufgehalten
werden.
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Bolivien, 16. November 2020

Neuer Präsident in Bolivien: Luis Arce spricht sich für Wiederaufbau und
Frieden aus



Luis Arce wurde am Sonntag, den 8. November, zum neuen Präsidenten von
Bolivien erklärt.

Im Verlauf der Zeremonie zum Amtsantritt hat der Präsident des
Plurinationalen Staates von Bolivien nach seiner Vereidigung in der
Gesetzgebenden Versammlung unter anderem geäußert:

"An diesem heutigen 8.November 2020 beginnen wir eine neue Etappe
 unserer Geschichte, und wir wollen dies mit einer Regierung tun, die für
 alle regieren wird ohne irgendeine Form der Diskriminierung. Unsere
 Regierung wird in jedem Moment versuchen, unser Land mit vereinten
 Kräften wiederaufzubauen, um in Frieden zu leben."


Arce erinnerte ebenso an die Worte des revolutionären Führers Marcelo
Quiroga Santa Cruz:

"Es ist nicht der Hass, der unsere Handlungen leitet, sondern die
 Leidenschaft für Gerechtigkeit".


Arce hob die Bedeutung der Demokratie als "fundamentalen Wert des Volkes"
hervor, durch den das Volk seinen Willen ausdrückt. "Demokratie heißt nicht
nur, auf allen Ebenen eine Autorität zu wählen, sondern auch, dass die
Wahlen offen und gleich sind, und alle teilnehmen können, ohne dass jemand
ausgeschlossen wird", fügte er hinzu.

Darüber hinaus kritisierte er den Umstand, dass die politischen
Voraussetzungen, um sich als demokratisches System bezeichnen zu können "in
einem Jahr des De-facto-Regimes verstümmelt worden sind" und dass nun die
Aufgabe, die Demokratie vollständig wiederherzustellen, für seine Regierung
 höchste Priorität hat.

Übersetzung aus dem Englischen von Chiara Pohl vom ehrenamtlichen
Pressenza-Übersetzungsteam.
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Bolivien

Evo Morales zurück in Bolivien



(Villazón, 9. November 2020, la jornada).- Am Montag, den 9. November,
überquerte der bolivianische Expräsident Evo Morales die argentinische
Grenze und erreichte fast ein Jahr nach seinem Rücktritt und des Exils in
Argentinien sein Heimatland Bolivien.

"Ich habe nie bezweifelt nach Bolivien zurückzukehren, ich hätte nur nicht
gedacht, dass es so schnell passiert", sagte Morales in La Quiaca, einer
Stadt im Nordwesten Argentiniens, kurz bevor er die Grenze überquerte.
Dabei begleitete ihn der argentinische Präsident Alberto Fernández, der
laut Morales dessen "Leben gerettet hat". Er fügte hinzu, dass "ein Teil
von mir in Argentinien bleibt, nachdem ich dort elf Monate verbracht habe".

In der südbolivianischen Grenzstadt Villazón hat der indigene Ex-Staatschef
eine Karawane angeführt, die bis zum 11. November 1.100 Km bis zum
Erreichen des Koka-Anbaugebiets Cochabamba zurückgelegt hat, wo Morales
seine politische Karriere begann. Auch dort empfingen [1] ihn hunderte
seiner Anhänger*innen.

"Vater Boliviens"

Die Reise über drei Tage ist geprägt von Symbolismus: Morales, der
61-jährige frühere Anführer der linken MAS-Partei, kehrte einen Tag nach
der Amtseinführung [2] seines Nachfolgers Luis Arce sowie Stunden vor dem
Jahrestag seines Rücktritts zurück.

Trotz der Kälte erwarteten seit Tagesanbruch hunderte Personen, vor allem
Indigene, den "Vater Boliviens". Dabei trugen sie bunte Kleidung, Plakate
und viele Flaggen, darunter die Wiphala, eine siebenfarbige viereckige
Fahne, die während der Amtszeit Morales (2006 2019) als offizielles Symbol
Boliviens bestimmt wurde.

"Wir sind froh, er ist wie unser Vater, der Vater aller bescheidenen
Menschen. Wir sind wieder glücklich", sagte die 56-jährige Hausfrau
Alejandra Choque. Viele Einwohner*innen jedoch führten ihren Alltag weiter
und nahmen nicht am Empfang teil. "Ich muss mein Geschäft öffnen. Die
Pandemie und das Schließen der Grenzen machen mir zu schaffen, ich kann
nicht dorthin, um Evo zu sehen, er wird mir kein Geld geben", klagte die
Fleischerin Miriam Franco (49).


Anmerkungen:

[1] https://www.jornada.com.mx/ultimas/mundo/2020/11/11/concluye-evo-morales-caravana-de-tres-dias-por-bolivia-9346.html

[2] https://www.npla.de/thema/tagespolitik/vizepraesident-david-choquehuanca-zum-amtsantritt-von-luis-arce/
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Chile

19. Dezember wird nationaler Gedenktag gegen Femizide



(Santiago de Chile, 12. November 2020, resumen.cl/poonal).- Laut einer
offiziellen Mitteilung der Regierung vom 10. November wird per Gesetz
21.282 der 19. Dezember offiziell zum nationalen Gedenktag gegen Femizide
erklärt. Mit dem Beschluss bekennt sich das aus zwei Artikeln bestehende
Gesetz zu dem Ziel, "dieses Verbrechen als extremste Form der Gewalt gegen
Frauen sichtbar zu machen, das Gedenken an die Opfer von Femiziden würdig
zu gestalten und dem Beitrag der feministischen Bewegung zur Beendigung der
Gewalt gegen Frauen in unserem Land Anerkennung zu zollen." In dem
Gesetzestext werden soziale Organisationen und Bildungseinrichtungen
angeregt, Aktivitäten zur Prävention und Beendigung von Gewalt gegen Frauen
durchzuführen. Ende 2018 hatte eine Gruppe von Parlamentarierinnen einen
entsprechenden Gesetzesantrag eingereicht und damit den Weg für den
Beschluss geebnet. Ende Oktober wurde die Gesetzesvorlage dem Senat
vorgestellt und der Entwurf einstimmig verabschiedet.

Warum der 19. Dezember?

Die sechsjährige Javiera Neira Oportus [1] wurde am 19. Dezember 2005 von
ihrem Vater ermordet. Javieras Mutter hatte sich aufgrund von verbaler und
physischer Gewalt von ihrem Partner getrennt. Als Javiera eines Tages von
einem Besuch bei dem Vater nicht zur verabredeten Zeit zu Hause erschien,
ging ihre Mutter in die Wohnung des Mannes, wo dieser sie mit einem Messer
angriff. In dem Versuch, ihre Mutter zu verteidigen, wurde Javiera von
ihrem Vater aus dem Fenster geworfen. Der Fall hatte den Kampf gegen den
Femizid und den öffentlichen Diskurs entscheidend geprägt. Seit 2006 wird
der 19. Dezember in der chilenischen Gesellschaft als "Nationaler Gedenktag
gegen Femizide" begangen. Jedes Jahr finden an diesem Tag Kundgebungen und
Aktivitäten von Frauenorganisationen statt.


Anmerkung:

[1] https://www.eldesconcierto.cl/nacional/2018/12/18/la-historia-de-javiera-neira-oportus-la-nina-de-6-anos-asesinada-por-su-papa-que-impulsa-la-idea-del-dia-nacional-contra-el-femicidio.html
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GENDER/075: Mexiko - Bundesstaat Puebla legalisiert gleichgeschlechtliche Ehe (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Mexiko: Bundesstaat Puebla legalisiert gleichgeschlechtliche Ehe

von Hella Camargo - Humanistischer Pressedienst, 16. November 2020



Als vierzehnter Bundesstaat von Mexiko hat Puebla am 4. November das Recht
auf gleichgeschlechtliche Ehe im Kongress verabschiedet und dazu zehn
Paragraphen des Zivilgesetzbuches gestrichen, welche die Ehe als Verbindung
nur zwischen Mann und Frau beschrieben. Ein großer Schritt im
katholisch-konservativen Mexiko. Aktivist*innen mahnen jedoch, dass noch
weitere Menschenrechte - zum Beispiel in Bezug auf Adoption oder Abtreibung
- zu erkämpfen seien.

Mit 31 Stimmen dafür, fünf Stimmen aus Reihen der Konservativen dagegen und
drei Enthaltungen fiel die Parlamentsentscheidung für das Recht auf
gleichgeschlechtliche Ehe im Bundesstaat Peubla deutlich aus.

Eine wichtige Entscheidung in Mexiko, einem Land, in dem sich noch über 80
Prozent der Menschen als katholisch bezeichnen und die katholische Kirche
massiv Druck macht gegen die Gewährung von Rechten für Homosexuelle oder
verzweifelte Schwangere, die eine Abtreibung benötigen.

Fünf Jahre, nachdem der Suprema Corte de Justicia de la Nación (der Oberste
Gerichtshof) die Bundesländer aufgefordert hatte, die diskriminierenden
lokalen Ehe-Gesetze anzupassen und für gleichgeschlechtliche Ehen zu
öffnen, folgte Puebla als vierzehntes Bundesland Mexiko-Stadt und anderen
Bundesländern wie Baja California Sur, Campeche, Coahuila, Colima, Hidalgo,
Michoacán, Morelos, Oaxaca, Quintana Roo und San Luis Potosí nach, die
bereits früher gehandelt hatten. Bis zur Umsetzung hatte es jedoch nicht
nur fünf Jahre, sondern auch drei Aufforderungen des Obersten Gerichtshofes
an Puebla bedurft.

Andere Bundesländer wie Chiapas, Jalisco, Nuevo León, Baja California und
Aguascalientes sind der Aufforderung des Obersten Gerichtshofes bisher noch
nicht nachgekommen, sodass ihre lokale Gesetzgebung gegen die
Menschenrechte verstößt. Der Druck der katholischen Kirche und diverser
Gruppierungen, die der LGBTIQ+-Gemeinschaft diese vorenthalten wollen, ist
stark.

Auch darum wird die Entscheidung in Puebla von Verbänden wie Mexico
Igualitario, die sich für die Legalisierung gleichgeschlechtlicher Ehen
einsetzen, zwar begrüßt, jedoch auch der zukünftige Einsatz für gleiche
(Menschen-)Rechte für alle angekündigt. Wichtig seien hierbei unter anderem
auch Adoptions- und Reproduktionsrechte. So habe beispielsweise der
Bundesstaat Morelos zwar die Möglichkeit gleichgeschlechtlicher Ehen
geschaffen, sei aber noch immer einer der härtesten Gegner legaler
Abtreibung.
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SCHACH-SPHINX/07311: Springer in Nöten (SB)

Wenn eine Figur zwei Felder zur Auswahl hat, kann die Entscheidung zum
Haareraufen werden. Welches ist der richtige Zug? Beliebigkeit ist
fehl am Platze, auf die Genauigkeit kommt es schon an, vor allem, wenn
die eigene Stellung in die Krise geraten ist. Quälende Sorge
verdunkelt die Stirn. Wenn die eigenen analytischen Fähigkeiten nicht
ausreichen, sollte man sich vielleicht an den Ausspruch des deutschen
Dichterfürsten Johann Wolfgang von Goethe erinnern: "Es ist nicht
genug zu wissen, man muß es auch abwenden." Wie wahr, aber was
bedeutet das im konkreten? Dage fand in seiner Fernpartie gegen
Salminsch jedenfalls nicht die rettende Antwort. Statt seinen Springer
zur Blockierung der Doppeltürme auf e5 zu postieren, wählte er für
seinen Gaul das Feld f6 zur Sicherung des bedrohten Bauern auf h7. Ein
Fehler indes mit lehrreicher Konsequenz, denn nun konnte Salminsch im
heutigen Rätsel der Sphinx die Gelegenheit ergreifen für eine
glänzende Mattkombination, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07311: Springer in Nöten (SB)]



Salminsch - Dage

Fernpartie 1963


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Karpows Geduld zahlte sich einmal mehr aus. Nach 32.Sf4xg6+! bricht
die schwarze Stellung in sich zusammen. In der Partie gegen Garcia
folgte noch 32...f7xg6 33.Th1-h7+ Ke7-d8 34.Dd1xd6 Df2-d4 35.Dd6-e7+!,
doch wegen der Springergabel auf b5 verzichtete Garcia auf die
Fortführung der sinnlos gewordenen Partie.

19. November 2020
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COMIC STRIP/0152: Magus Rolf - Hexentreffen ... (SB)
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COMIC STRIP/0151: Hartze - Jagdglück ... (SB)
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